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Auf der Suche nach dem Ausgleich.
Es scheint, dasz die Barthousche Ostpolitik doch nicht so gradlinig

fortgesetzt werden kann, wie es von Laval ursprünglich beabsichtigt war

und wie es die maszgebenden Kreise, vor allem in bezug au Sowjet-
ruleand auch heute noch wünschen. Die französische ufzen-
positik hat unter den inneren Schwierigkeiten zu
leiden. Die von der zurückgetretenen Regierung Doumergue für
einige Zeit überbrückten parteipolitischen Gegensätzehaben sich, wie die

Pariser Deiiionstrationen am Wiaffenstillstandstage gezeigt haben, wieder

verschärft. Die Regierung Flandin bietet vorerst noch keine Gewähr
für die Stabilität der innerpolitischen Lage. Eine starke Regierung
aber ist auch für einen bis an die Zähne bewaffneten Staat, der eine
aktive Auszenpolitik machen will, nicht zu entbehren. Laval hat z. Z.
nicht die politische Stofzkraft hinter sich, die seinen Amtsvorgänger in

Stand gesetzt hatte, seine weitausgreifenden Paktpläne in die euro-

päische Debatte zu werfen, die Annäherung an Italien und den Ab-

schluszeines Bündnisses mit der Sowjetunion zu betreiben.

Sicherlich steht das Bündnis mit Moskau für Frankreich
auch heute noch im Vordergrund des Interesses. Aber auf der Gegen-
seite hat man in letzter Zeit nicht mehr dasselbe Interesse gemerkt.
Die Auszenpolitik Litwinows hatte von vornherein in einigen ein-

flufzreichen Kreisen der KommunistischenPartei wenig Anerkennung ge-

funden. Die iderstande gegen den »französischen
Kurs« nnd die Vsölkerbundspolitiik haben sich im

Kre ml v er stär k t; und es gehen Gerüchte um, dasz Litwinow bald
zurücktretenwerde. Ein Wechsel im Moskiauer Auszenkommissariat aber
würde voraussichtlicheinen aufzenpolitischen Kurswechsel Sowjetruszlands
bedeuten. Frankreich wurde unter solchen Bedingungen wahrscheinlich
einen seiner hauptsächlichstenErümpfe, die es seit Barthou gegen das

widerspenstige Polen auszuspielenpflegte, verlieren. Und die auszens
politische Stellung Polens konnte sich dabei nur zu ihrem Vorteile ver-

ändern. Es handelt sich hierbei —- wie gesagt — nur um Kombinationen.
Wenn Litwinow bleibt und wenn sich die Position der französischen
Regierung den Parteien gegenüber befestigt, ist mit einer Fortsetzung
des alten Varthoukurses zu rechnen-
Auffällig ist der Eifer, den Polen in letzter Zeit an den Tag

legt- Um das politische Zusanimenspiel mit West-
europa»nicht zu verlieren. Von polnischer Seite ist immer
wieder die Entschlossenheit, am französischen Bündnis festzuhalten,
herausgestellt worden, ohne dasz man freilich die Vorbehalte, die zu dem

Ostpaktplane gemachtwurden, preiszugeben gedenkt. Vor einiger Zeit
wurde Ravzynskh einer der befähigsten Diplomaten Polens, zum
Botschafter in«Londonernannt. Setzt wurde die polnische Offentlichkeit
durch die Mitteilung der ,,P a»t« überrascht, dasz Raczgnski neben

seinem Botsch-Oft« Po ste n in London auch noch seinen bisherigen
Posten als polnischer Vevollmächtigter beim
V ö l k e r b u n d weiter bekleidet. Diese doppelte diplomatische Mission
ist wohl so zu verstehen, dasz Raczgnski die Ste l l un g eines pol-
nischen Ssonderbeauftragten für Westeurop«a, also
eine ähnlich bevorzugte diplomatischeStellung einnimmt, wie sie s. Z.
einmal der Staatspräsident und Musiker Paderewski einnahm, der in

den ersten Jahren nach dein Kriege Polen sowohl beim Botschafterrat in

Paris wie in Genf beim Völkerbunde vertrat.

Einiges Aufsehen hat auch ein anderes Ereignis erregt: General

Gorecki, der Führer der polnischen Kriegsteil-
n e h m e r v e r b ä n d e , hat am 8. Rovember in Paris zahlreiche
Vertreter der französischenKriegsteilnehmerorganisationen empfangen
und diesen ein längere Denk chrift über die polnische
Aufzenpolitik überreicht. Gorecki hat dabei erklärt, dasz

zwischen Polen und Frankreich nichts vorgefallen
sei, was nicht wieder gutgemacht werden könnte. Es

beständen nur einige kleine Mißverständnisse zwischen
den beiden verbündeten Staaten. Er könne seinen fran-
zosischenKameraden versichern, dasz sie im Ernstfall auf Polen rechnen
konnten. Die· geographischen, historischen und poli-
tis ch e n B e d i n g u n g e n

, unter denen s. Z. das polnisch-französische
Bundnis zustande gekommen sei, seien auch heute noch unver-

and e rt v o rh an d e n. Rur insofern habe sich die Lage geändert,
als Polen heute kein Staat mehr sei, der sich wie ein

Vasall behandeln lasse. Zweifellos hat Gorecki bei dieser
politischen Aktion, die eine Wiederannäherung Polens an Frankreich
auf«dem Wege über die ehemaligen Frontsoldaten versucht, mit
VZissem wenn nicht im Aufträge der Warsrhauer Regierung gehandelt.

.

Es ist hier immer wieder festgestellt worden,v dasz Polen niemals
die Absichtgehabt hat, sich mit Frankreich völlig zu überwerfen und
das franzosische Bündnis irgendeiner anderen politischen Orientierung
zu opfern. Wenn Polen sich gerade jetzt um die Beilegung der vor-

handenen Gegensätze zu Frankreich bemüht, so mögen hierfür zwei
Umstande maszgebend sein. Erstens ist Frankreich wegen seiner
inneren Zwistigkeiten und wegen der Unsicherheit seines russischen
Partners aufzenpolitisch nicht ganz auf der Höhe, also
vielleicht zu einem Eingehen auf die polnischen Forderungen bereit. Und
dann spielen bei Polen wohl auch gewisse wirtschaftliche Rück-

sichten mit. Die finanzielle Lage des polnischen Staates ist alles
andere als rosig. Die Warschauer Börse hat das optimiszischeExpose
des Finanzministers Zawadzki durchaus nicht bestätigt. ie Kurse
der polnischen Staats- und Kommunalpapiere sind
gerade in letzter Zeit ganz erheblich gefallen. Es wird sich schwer
feststellen lassen, ob es sich hier um ein Börsenmianöver handelt, das von

Finanzkreiisen inszeniert worden ist, die Polen wsieder —- im franzö-
sischen Sinne —

,,zur Vernunft bringen« wollen. Die Regierungs-
blätter nehmen an, dasz es sich bei den Kursverlusten nur um vorüber-

gehende Erscheinungen handelt. Es ist aber anzunehmen, dasz dieses
Ereignis mit dazu beitragen wird, Polen zu einer weicheren Haltung
den Staaten gegenüber zu veranlassen, mit deren Kapitalmacht es als

kreditbedürftiger Schuldner zu rechnen gezwungen ist.
Rach dein Gesagten geht sowohl auf polnischer wie auf franzö-

sischer Seite die Tendenz augenblicklich dahin, wieder den fast ver-

lorenen Anschlusz an einander zu suchen. Freilich ivird sich,
falls diese Bemühungen erfolgreich sein sollten,
das polnisch-französische Verhältnis auf anderen

Voraussetzungen, als sie bis zum Ausdruch des

Konfliktes bestanden haben, aufbauen müssen. Polen
hat keinen Grund dazu, sich wieder in die Abhängigkeit von der Pariser
Diplomatie zu begeben. Es hat auch keinen Anlafz, sich mit so allgemein
gehaltenen Versicherungeii der Hochachtung vor seiner Grofzmachtstellung
zu begnügen, mit denen s. Z. auch schon Barthou nicht mehr gekargt
hat. Ob und auf welcher Basis es zu einer Beilegung der Gegensätze
zwischen Warschau und Paris kommen wird, das wird sich in der Ost-
paktfrage erweisen. Polen hat hier seine Vorbehalte ge-
macht, auf die es nicht verzichten kann, wenn es sich nicht wieder dem

französischenVorherrschaftswillen ausliefern will. Es kann nicht einein

Paktsystem beitreten, in dem es die Garantie für die Sicherheit eines
Staates zu übernehmen hat, mit dem es — gemeint ist Litauen —

noch nicht einmal in normalen diplomatischen Beziehungen steht und
der gegen die Unverletzlichkeit der polnischen Grenzen unausgesetzt mit

aller Offenheit agitiert. Es kann sich weiter nicht damit einverstanden



.s

»

-

- 542 - -

—

erklären, dasz die Tsche choslowakei in einen Pakt aufgenommen
wird, zu« dem sie ihrer geographischen Lage nach nicht gehört und der Polen
dazu verpflichten würde, diesem unangenehmen Nachbarn die Sicher-
heit des Besitzes von Gebieten zu garantieren, auf die das befreundete
Ungarn diskutable Ansprüche erhebt. Weiter kann Polen kein

Interesse daran haben, dasz durch den Pakt sein Verhältnis zu
Deutschland wieder getrübt wird, dessen Normalisierung der

wichtigste Erfolg seiner bisherigen selbständigenAufzenpolitik ist. Und

schlieszlich musz Polen es ablehnen, sich durch einen Pakt zum Ein-
satz seiner militärischen Kräfte in Fällen verpflichten zu
lassen, an denen es nicht unmittelbar interessiert ist. Ein Verzicht

aufdieseVorbehalte würde eine Kapitalation vor

Frankreich bedeuten. Auf der andern Seite aber
würde ein Eingehen auf diese Vorbehalte für
Frankreich einen Ver icht auf den alten Führungs-
anspruch gegenüber Polen bedeuten. Nach polnischer
Auffassung handelt es sich bei dem gegenwärtigen Gegensatz zwischen

arschau und Paris nur um eine Vertrauenskrise. Nach
französischer Auffassung aber liegt hier ein diplomatischer
Machtkampf unter Verbündeten vor. Polen meint.
Frankreich müsse auch zu dem selbständig gewordenen Berbündeten
Vertrauen haben. Frankreich aber meint, Polen müsseDsichFfsugenslr. re e.

Polesien — die polnische Aufgabe.
Polesien ist der dünnst besiedelte Landesteil Polens

und zugleich die Wojewodschaft des polnischen Staates, die nach dem
Ausweis der Volkszählung von 1931 d e n g e r i n g st e n p o ln ispsch e n

B e v ö l k e r u n g s a n t e il besitzt. In den Kreisen Drohiczyn,
Kamien Koszgrski und Kobrgn gibt es nur 7,1. 7,0 und 8,7 v. H.
Polen; in keinem anderen Kreise aufzer BrestsLitowsk steigt der

polnische Bevöllkerungsanteil höher als 10, 15 osder 16 v.H. Weite

Landstrecken sind ödland, von Sümpfen bedeckt. Ein-e systematische
und grofzzügigeKolonisierung des riesigen Sumpfgebietes, das über die
polnischen Wojewodschaftsgrenzen in die Nachbarwojewodschaften
Woslhgnien und Nowogrodek hineinresicht, hat es bisher kaum gegeben.

Polesien, d. h. Waldland, reicht als geographische Ein-
be i t- im Weiten — zwischen Breit-eitowsk und Wiodawa — bis an den

Bug, auf dessen westlsicher Seite ess in den sumpfigen Niederungen
der ijewodschaft« Lublin in Richtung auf Sokolow, Lukkvw Und

Eholm seine Fortsetzung findet. Im Süden wird die Landschaft Pole-
sien etwa von der Linie Wlodowa am Bug — Kowel —- Niowogrods

Wolgnsk und im Norden etwa von der Linie Vrest am Bug-Kossowo-—
Sluzk—Nogaczew am Djnepr begrenzt. Nach Norden und Süden reicht
Polesien durch mehrere Flufztäler in die anders gearteten Landschaften
des weifzrussischen Höhenzuges bzw. der podolischen Platte hinein.
Mit lseiner schmsalsten Seite lehnt es sich an den Bug und es weitet

sich von hier aus nach Osten. In ihrer gröfzten Längenausdehnung
«(Bug—Dnjepr) erstreckt sich die polesische Landschaft über 450 Km.
Davon gehört etwa die Hälfte der Strecke zu Polen, die andere zur
vajetunion. Im Meridian von Pinsk, der Hauptstadt des Sumpf-
gebietes; ist die Landschaft Polesien etwa 230 Km. breit.

Das Land stellt eine breite, schüsselartige Vertie-

fun g dar, deren tiefste oft-westlich verlaufende Furche der Pripet
ist. der von zahlreichen gröszeren und kleineren Wasseradern gespeist
wird. Polesien ist das-größte Sumpfgebiet Europas.
Etwa zu gleich-en Teileni wird es von nasse-r Waldwildnis, von ungang-
baren Stümper und faulen Gewässern oder produktiven Lasndstrecken
gebildet. Dieise letzteren sinid meist Wiesen, Weiden oder Wald, da-

gegen nur selten sbeackertes Lan-d. Die relativen Höhen-
unterschiede sind gering, bis 20 oder höchstens 50 Meter. Die

Flüsse und Gewässer schleichen träge dahin; das Land ist mit einer
Menge kleiner Seen und Tümpel durchsetzt, den Nesten des einst aus den

Schmelzwassern des zurückgehenden Eises entstandenen Inlandsees,
der sich heute, versumpft und versandet, als die Landschiaft Polesien
darstellt.

Die Ursache für das Fortbestehen des Sumpf-
charakters der Landschaft ist darin zu suchen. dafz im Norden
unsd Süden des Einzugsgebietes . der polesischen Flüsse Schnee-
schmelz- und Ssommerregenperioden zeitlich nicht zu-
sammenfallen und alljährlich vier Hochwasserperiosden
einzutreten pflegen. Die Flusztäler sind bei dem äuszert geringen
Gefälle und bei ihrem völlig wilden Zustand nicht imstande, die grofzen
Wassermsengen rechtzeitig abzuleiten. Diese überschwemmendaher für
Wochen »undMonate das umliegende Land und bilden grofze zu-«
sammenhängende Seen. Am ausgedehntesten ist das überschwemmungss
gebiet in· der Gegen-d von Pinsk, wo Zasiolda, Pripet, Pina und

Stgr fächerförmig zusammenfliefzen Ehe dann durch Sonne, Wind
und Aibflufz die Austrocknung des einen Hochwassers vollendet ist. setzt
schon das nächsteHochwasser ein. Die Pripetsenke selbst ist ver-

haltnismafzig niederschlagsarm. Die Versumpfung der
polesischen Landschaft ist wesentlich topographisch bedingt, anders als
z. B. die der grofzen Moore Nordwestdeutschlands, die ihr Bestehen in

erster Linie klimatischen Umständen verdanken.

Im Westen und Norden Polesiens herrschen T o r f m o o r e u n d

Wald»vor. Nach Süden und- Osten nehmen waldlose. mit«

Gestrüpp bewachsene Sumpfwsiesen zu. Grofze Strecken
sind ganz ungangbares Weichla·nd, so die Gebiete zwischen
dem oberen Pripet auf der einen, Muchawiec, Königskanal und Pina
auf der anderen Seite, so ferner dsie offenen Sünipfe am unteren
Gorgn und zwischen Zasiolda, Szczara und Slutsch. In unzähligen
Lachen steht dort das Wasser in Wald, Bruch und Moor. Neben

hochstämmigemSumpfwald,der aus Kiefern und Birken besteht, findet
sich niedriger und dichterer Vrukhwald von buischigemunregelmäßigeni
Wuchs. Die Luft ist von Feuchtigkeit dunstig und schwer. Sumpf-
fie b e r gefährden Leben und Gesundheit der Menschen. Im Sommer
macht die M ü clc e n p l a g e den Aufenthalt zur Qual. D i e sp ä r -

lichen Siedlungen der Menschen sind rückständig und ärm-

lich, strichweise über das Land verteilt. Sie schliefzeiisich d e m hö h e r

gelegenen, nicht so- sehr vom Wasser heimgesuchten
L and str e i f e n an. Trotz der dünnen Besiesdlung ist Pole-sien »in den

besonders nassen Jahren ein landwirtschaftliches Zuschuszgebiet. Nicht
selten tritt iin den verkehrsferneren Siiedlungen Nahrungsmangel ein,
der sich in besonders schlimmen Zsahren zu wirklicher Hungersnot stei-
gert. Die Hauptbeskhäjtigung der kulturell noch weit« zurücksteheniden,
durchweg armen Bevölkerung besteht in W i e s e n w i r t s ch a f t ,

Holzarbeit, Holzflöszerei und Fischerei.

Die polesische Landschaft ist noch heute ein kaum bewäl-
tsi g t e s V e r k e h r s p r o b l e m. Von den grofzen Verkehrsstrafzen
wird sie umgangen. Die Verkehrswege Polesiens folgen mit Vorliebe
den sandigen Erhebungen, die sich von den nördlichund südlich an-

grenzenden Höhenriickenin das Sumpflansds hineinziehen oder sich wie
flache Insseln isn dessen Mitte erheben. Es sind dies Anschwemmungen
der Flüsse oder Windverwehungen, die sich 20 bis 30 Meter über das

schwer oder überhaupt nicht verkehrsgeeignete Weichlansd erheben und

z. T. von einer dünnen Humusschicht bedeckt jin-d. Solche höherliegende,
für Siedlung und Verkehr besser geeignete Halbinseln, die sich von den
Nänden her in das Sumpfgebiet des Pripet hinein erstrecken, sind z. B.
die Hügellandschaft von Zagorodje, das ,,Gartenland«
zwischen Zasiolda und Königskanal, an dessen Südostspitze Pinsk am

Pripet liegt, weiter die-von Norden vorragende Landszunge, auf der

Varanowitschi und Siniawka liegen. Im Süden erstreckt sich
ein solcher Sandwulst von Luboml über Kowel am linken

Stochosdufer entlang bis nahe an den Pripet heran.
Am mittleren Stgr hebt sich eine kleinere Vodenschwellung hervor
und von Klewosn aus begleitet eine Kette flacher Erhebungen den

Lauf des Gorgn bis Turow am Pripet. Der Zug der

Halbinseln und Inseln, die sich einige Meter hoch über das verkehrs-
und siedlsungsfeindliche Weichland erheben, läszt sich sehr leicht auf jeder
Landkarte Polesiens ablesen. Denn die in die polesische Landschaft
vorstoszenden und sie sdurchquerenden Ei se n b a h n li n i e n folgen in
jedem Falle diesen flachen, sandigen Bodenwellen: Die Linie von

Vrest am Bug iüber Pinsk nach Homel in Nuszland, idie Sumpfquerbahn
von Varanowitsrhi über Luniniec am Pripet nach Nownv in Wolhynien,
und schlieszlichdie beiden Linien, die von Kowel in Wolhynien aus-

gehen und von denen die eine nach- Norden übe-r den Pripet an die
Bahn Bug-Pinsk. die andere nach Osten über Sarny ain Slutsch nach
Kiew am Dnjepr führt.

Polesien ist für Polen ein im wesentlichen noch un-

gelöstes Kolonisations- und Wirtschaftsproblem.
Dieses Problem hat die polnische Offentlikhkeit zwar schon häufig
beschaftigt. Aber zu einer wirklich grofzzügigen Inangriffnahme der

Melioration des Sumpfgebietes ist es· bisher noch nicht gekommen.
Es fehlt sin dem ikapitalarmen Polen an den notwendigen Mitteln.
Und soweit sie vorhanden sind, hat man bisher andere Aufgaben für
vordringlicher gehalten. Auch hat eine Politik. die wesentlichen
nach Westen, gegen Deutschland, gerichtet war. kein genugendes Inter-
esse für ein solches, -Mittel und Menschen bindendesKolonisationswerk
im Oisten aufzubringen vermocht. Schlieleich sieht man in Polen in
»den weiten Sumpfgebieten einen natürlichenstrategischen Schutz gegen
den östlichenNachbarn, einen natürlichen Schutz, den man nicht gekn-
missen möchte. Trotzdem bleibt die Trockenlegungund Kultivierung der
polesischen Ssümpfe fiir Polen eine Notwendigkeit. Polesien ist
für Polen dasselbe,-was die pvntinischen Sümpfe für
Italien sind: die grofze Aufgabe. an deren Bewältigung der
Staat und das Volik ihre kolonisatorische Kraft zu erweisen haben.
Nicht iin den Westgebietem wo schlieleich das Erbe der jahrhunderte-
langen Arbeit eines ·anderen Volkes nur übernommen und fortent-
wickelt zu werden braucht sondern in einer Wildnis, wie Polesien, wo

nur die eigene Fähigkeit entscheidet, hat Polen seine Bewährungs-
probe abzulegen.

Interessant ist in diesem Zusammenhange ein Projekt, über das dsas
Wilnaer ,,Slowo« vor einiger Zeit einmal berichtete: Die pol-
nischen Zud en haben Interesse für das polesische Land-. Bereits
im Zahre 1932 sei auf einer Besprechung jüdischer Kreise in Warschau
der Plan» gefafzt worden, 200 000 jüdische Familien aus

den Stadten aufs Lan-d zu verpflanzen und sie nach
Möglichkeit in einem geschlossenen Siedlungs-
gebiet, eben in Polesien, anzusetzen. Die an dieser
Besprechung beteiligten jüdischenKreise sollen sich bereit erklärt haben.
die Melioration des Gebietes zu finanzieren, sofern sich der

«
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polnische Staat seinerseits bereit erklärt, 66 o. H. des me l i or i er-

ten Landes unter die Zuden aufzuteilen. Dieser Plan
ivurde und ioird auch heute noch in jiidischen Kreisen Polens
durchaus ernsthaft erwogen. Es ist freilich nicht anzunehmen, daß es,

so verlockend auch das sinanzierungsangebot sein mag, auf polnischer
Seite Anklang finden wird. Denn der Plan geht offensichtlich noch
weiter, als es offen ausgesprochen wird; die geschlossene Ansiedlung
von etwa l Million Juden in einer sozial durchgebildeten Gemeinschaft
ini östlichen Polen würde die Bildung einer rasse- und

volksfremden Provinz innerhalb des pol-
iiischen Staates bedeuten, die politisch zweifellos sehr stark
nach Sowjetrußland neigen, also ein neues irredentistisches und

revisionistisches Problem aufwerfen würde. Außerdem spielt bei diesem
Plan wohl auch die Absicht mit, den gesamten sowsetrussischen
Handel mit Polen und dem übrigen Westen über

diesen ,,Z u»de-ii]t.aat«zu leiten. Das sind alles Gedanken
und Möglichkeiten,mit denen kein Pole sich befreunden könnte.

Einer der eifrigsten Berfechter des Gedankens einer Trockenlegung
der polesischen dumpfe ist der bekannte polnische Politiker Prof-
Studnicki. Dieser hat seine Ansichten über diese Frage in einer
Schrift »Die östlichen Gebiete, ihr Wirtschaftszustand und ihre Ent-

ivicklungsmöglichkeiten«niedergelegt Einem Bericht des »Slowo«
vom 17«. August d. Z. zufolge sind die wesentlichsten Gedanken
Studnickis folgende:

Die weiten Ostgebiete seien das naturgegebene Kolo-

nisationsgebiet Polens, wofür schon allein die Tatsache
spreche, daß der Osten trotz eines flächenmäßigenAnteils in Höhe von

34 v. H. der Gesanitoberfläche Polens nur kaum 20 v. H. der Bevölke-

rung von ganz Polen beherberge. »Von allen östlichen Wojewod-
schaften ist das wichtigste Kolonisationsgebiet die Bsojewodschaft
Polesien, die nach der Trockenlegung den fruchtbarsten
Boden besitzen wird und»die im Bergleich zu anderen östlichen
Wojewodschaften verhältnismäßig besser mit Eisenbahnlinien versehen
ist. Sie besitzt außerdem den geringsten Prozentsatz pol-
nischer Bevölkerung Onfolge der augenblicklichen diinnen

Besiedlung Polesiens ist die Erreichung einer polnischen Mehrheit
durch Kolonisation nicht»schwermöglich, da diese Wojewodschaft rund
15 Einwohner nichtpolnischer Nationalität auf den Quadratkilometer

besitzt und die Erhöhung der Bevölkerungszahl bis

zu 40 Einwohnern möglich ist. Die Krakauer und Kielcer

Wojewodschaft müßten aus der Natur der Sache die Kolonisten für
den Osten liefern. Diese beiden Wojewodschaften besitzen die größte
Anzahl kleiner und Zwergbesitzer mit einem Besitz bis zu 2 Hektar
oder von 2 bis 5 Hektar und am wenigsten größeren Besitz über
100 Hektar.«
»Die Bank Polski müßte dsie Vollmacht und die Möglich-

keit zum Erwerb ländlicher Siedlungen erhalten. Der aufgekaufte
Grund und Boden in den Wojewodschaften Krakau, Kielce u. -a.· m.

iniißte durch Vermittlung der Bank an die Bauern des jeweiligen
Dorfes weiterveräußert werden. sürden erhaltenen Erlos

könnten die Bauern, die ihren Grund und Boden«ve·rkauft
haben, durch Vermittlung dieser Bank bedeutend größeren
Landbesitz im Osten erwerben. Was die ukrainischen
Bauern aus dein östlichen Kleinpolen und Wolhynien betrifft, so
müßte man deren Ausivanderung nach Kanada und

Brasilien unterstützen (ll). Die Liquidation unseres jahr-
hundertlangen Streites mit Nußland um die Ostgebiete, eines

Streites, der 15 Kriege und Z Aufstände verursacht hat, ist in zwei
Sällen möglich: Erstens durch die Kolonisierung und Assimilierung,,
wodurch die russischen Ansprüche auf dieses Land durch das Ber-

schwinden der Faktoren, die das etnographischeMaterial für Nußland
liefern könnten, zunichte wurden. Die zweite Moglichkeit ist die

Liquidatiion des Polentums in diesem Landstrich. Die erste stärkt
unsere Macht, die zweite macht uns zu schwach, uin eine tatsächliche
Unabhängigkeit zu bewahren."

» « « . .

Die «zililitärsiedluiig, mit der die polnische Regierung bis-
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her die Kolonisierung und Polonisierung der Ostgebiete des Staates

versucht hat, lehnt Studnicki als untauglich ab. Man habe zu
wenig Wert aus landwirtschaftliche Schule gelegt, dem Militarsiedlec
keine entsprechende Hilfe gewahrt iind dadurch ihre übermäßige Ber-

schulduiig begünstigt. Biele polnische Siedler bewirtschafteteirihre Be-

sitzung nicht selbst, sondern verpachteten sie an die ortsansassigen und

meist fremdstämmigen Bauern. M a n hab e e i n e n o r· g a n i s ch e n

Entwicktungsprozesz durch mechanische Mittel her-
beifiihren wollen. Daran seien die bisherigen Bemühungen ge-

scheitert. önteressant ist auch, was Studnicki über die Notwendigkeit
und die Methoden der städtischenKolonisation in Ostpolen sagt: ,,Außer
der ländlichen Kolonisation muß auch Wert auf die stadtische
Ko l onisation unseres Ostens gelegt werden. Bon Wichtigkeit
wäre es, in die östlichen Städte ein Bürgertum aus

dem ehinaligen preußischen Teilgebiet zu verpflan-
zeu. Die Posener und pommerellischen Städte sind mit diesem Element

überfüllt, das mit Erfolg in den Ostgebieten verwendet werden könnte,
wo es die Berbreitung der jiidischen Kolonisation
aufhalten würde«

Ob Polen sichzu einer solch’gewaltigen Gemeinschaftsleistung, wie es

die Trockenlegung und Besiedlung des polesischen Sumpfgebietes sein
würde, wird aufschwingen können? Ob es die psgchologischen Bor-

aussetzungen für eine solche kultivatorische Großtat besitzt? Die bis-

herige Tendenz des polnischen Entwicklungsdranges, die ausschließlich
nach Westen gerichtet war, ist nichtgeeignet, in dieser Hinsicht optimistisch
zu stimmen. Der psychologische Grundzug dieses pol-
nischen Dranges nach Westen ist — trotz Gdingen —-

der des möglichst mühelosen Beutemachens, nicht
aber der der schöpferischen«Anstrengung gewesen.
Es ist leichter, eine Million Menschen aus dem Lande zu drängen und

sich in vorgewärmte Nester zu setzen, als durch eine Arbeit, die den

vollen Einsatz eines Bolkes erfordert, eine Provinz materiell und
kulturell auf eine höhere Stufe zu heben. Der Hinweis Studnickis auf
die Zweckmäßigkeit der Ansetzung von Bürgern aus den ehemals preu-

ßischenGebietsteilen in den Ostwojewodschaften Polens ist sehr bezeich-
nend. Es liegt in dieser Feststellung ein bewußtes Eingeständnis
des Mangels an kolonisatorischen Kräften in dem
Teil des polnischen Bolkes, der nicht durch die preu-
ßi s ch e S ch u l e g e g a n g e n ist. Studnicki mag wohl daran gedacht
haben, daß auch die Ostkolonisation des altpolnischen
Reiches erst durch deutsche Menschen in Fluß ge-

bracht worden ist, daß ein sehr erheblicher Teil des damals
die »»l)·istorischenOstmarken«kolonisierenden Polentums in Wirklichkeit —

polonisiertes Deutschtum war, in dem noch die kolonisatorische Kraft des

mittelalterlichen,,deutschen Dranges nach Osten« fortwirkte. Die pol-
nischen Konige haben es damals trefflich verstanden, dieses etnographisch
deutscheElement in den Dienst ihrer polnischen Sache zu stellen. Und

vielleichthat sich Studnicki auch daran erinnert, daß d i e Menschen, die
in den letzten Menschenaltern, völlig auf sich allein gestellt, mit einer

bewundernswertenZähigkeit den größten Erfolg in der Erschließung
der iii der Wojewodschaft BZolhgnien gelegenen Randgebiete Polesiens
errungen haben, die — d eutsch en Kolonisten gewesen sind. Da-

gegen wird nian sagen können, daß die Polen in ihrem neuen Staate

bisher noch nicht bewiesen haben, daß sie fähig sind, ihre Ostwosewodsv
schaften zu kolonisieren. Polnische Publizisten klagen immer wieder

darüber, daß in fast allen Teilen Ostpolens das fremde Bolkstum,
Ukrainer, Litauer und Weißrussen, gegenüber dem Polentum im Bor-

dringen sind, daß die staatlichen Siedlungsoersuche dieser rückläufigen
Entwicklung des staatstragenden Bolkes nicht Einhalt zu bieten ver-

mocht haben und daß Polen somit auf dem besten Wege
ist, weite Landesteile, die es als Staat besitzt, als
Bolk zu verlieren. Die Aufgabe, die Polen im Osten erwartet,
kann nicht n e b e n b ei gelöst werden; sie erfordert den v o l l e n E i n-

satz einer disziplinierten und opferbereiten Na-

tion. Sie wird sicherlich solange ungelöst bleiben, als der »Drang
nach Westen« im politischen Denken des polnischen Bolkes vorherr-
schend ist. Dr. Kr e d e l.

Die Entwicklung der
Die neue Haltung der deutschen Bolksgruppe.

Unter der libeuschrift ,,D i e A u s w a n d e r e r« veröffentlichte die

,,Kattowitz"er Zeitung« am Z. November einen beachtenswerten Artikel,
der

v

die allmahliche innere Umstellung der deutschen Bolksgruppe
in den ehemals preußischen Gebietsteilen Polen-s von der reichs-
über die grenzlands zur auslanddeutschen Haltung
zum Gegenstand hat. Das Blatt stellt zunächst fest, daß sich in letzter
Zeit unter den ostoberschlessischenDeutschen erneut eine starke
Abwanderungsbewegung zum Neiche bemerkbar gemacht
hat, die wohl zum großen Teil sdurch die Massenkündigungen deutscher
Arbeiter und Angestellten ausgelöst worden sein mag. Wer sind
d i e s e A u s w a n d e r e r ? , fragt die ,,Kattowitzer Zeitunsg«, und

sie gibt die Antwort darauf: »Es sind in der überwiegenden Mehrzahl
Mensche-n im vorgerückten Lebensalter, Menschen, deren Kinder unsd

Angehörige im Reiche — meist im deutschoberschlesischen Industrie-
rev-ier, dem hauptsächlichenZiel auch unserer Auswanderer — leben,
unsd die, nach den Gründen ihres Scheidens befragt, immer wieder

angeben, daß es sie zu den öhren ziehe.··

Deutschen in Polen.
Wenn in der polnischen Offentlichkeit unter Hinweis auf die Aus-

wanderer oft hämisch von sden ,,landfremden Deutschen« gesprochen
werde, ,,die ssowisesoeines Tages ihre Koffer packen, um nach Beutheii
zu fahren«, und dadurch die geringe Berwurzelung des Deutschtums
in dem Boden Ostoberskhlesiens bewiesen, so werde die Zukunft er-

weisen. wie haltlsos solche Beschuldigungen sind, denn d i e Me h r.-

heit der Deutschen werde Ostoberschlesien niemals

verlaslseiil Dann fährt die ,,Kattowitzer Zeitung« fort:
»Die srage des Ausharrens oder des Auswan-

derns ist im wesentlichen bereits eine Frage der
G e n e r at i o n e n. Dieser Entschluß scheidet die Älteren, die noch
im Deutschen Neich herangewachsen sind und in seinen Grenzen als

Männer gewirkt haben und denen ein Leben als Deutsche ohne Deut-sch-
land schwer vorstellbar scheint, von den Z u n g en

,
d i e v o m a n-

fänglichen starken Erleben des Grenzlanddeutsch-
tums nun zum geistigen Typus des reinen Ausland-
d e u t s ch t u m s g e l a n g e n. Das ist eine Entwicklung, die man

besonders in sdem nach außen immer noch so wenig abgeschlossen-en
Oberschlesien nicht von heute auf morgen erwarten konnte, die eine
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iiinere Umstellung erforderte, die der Zahre bedurfte —- und nicht mehr
bei jedem möglich war.

dafz trotz der Rähe der Grenze des deutschen Mutterlandes mit seinen
starken und natürlichen Einflüssen auf all-en Gebieten auch unseres
oölksischenDaseins in Polen, trotz der Verkehrskarte und trotz sder
engen persönlichen Beziehungen der Deutschen PolnischsSchlesiens zu
Menschen und Dingen des Reiches, — dasz sich trotzalledem diese Um--
stellung bei den Bleibenden in einem Mafze und in einer Tiefe voll-
zogen hat, das die Respektierung durch das poliiisrhe Staatsvolk mit
gute-m Recht fordern kann. BZeiin die-se Bleibenden ihre Blicke über
die Gemarkungen ihrer Heimat hinausrichten, dann schauen sie nicht
mehr nur nach ,drüben«. Rein, sie seh en im ni e r mehr n a ch d en

anderen Ceilgebieten Polens und ihren Deutsch-
tumsgruppen, zu denen bisher kaum eiii nennens-

iv»ertes Verhältnis bestand. Wir-d man sich lüber diese Ent-
wicklung klar, dann werden die vielen Auswanderungen deutscher
Volksgenvssemso schmerzlich sie auch seiii mögen, keine Katastrophen-
stimmung·aufkommen lassen, sondern wird sich die Zuversicht festigen.
Solche»Erkenntnis in den Reihen unserer Minderheit aber bedeutet
noch langst nicht, dasz sie denen, die von uns gehen wollen, den sreipasz
ausstellt. Bleibt den einen der Kampf uni dies Gestaltung der deutsch-en
Zukunft in Polen, so bleibt für die anderen die Pflicht, zu ihnen zii
stehen und sie zu stärken durch ihren brüderlichenBeistandl«

Pant muss verschwinden.

·

Der Verband Deutscher Katholiken wurde vor über
einem Jahrzehnt von Freiherrn von Reitzenstein und Schulrat
dzczeponik begründet. Er hat sich von Ostvberscl)lesien,
wo auch heute noch in dem iiberwiegend katholischen Deutschtum sein
Schwergewicht liegt, über andere polnische Landesteile, Posen-
Pommerellen und Galizien, ausgebreitet. Heute ist der
Zortbestand des Verbandes gefährdet, und zwar nicht etwa deshalb,
weil das Eindringeii natioiialsozialistischer Erneueriingsgedanken eine
Spaltung im katholischen Deutschtum herbeigeführthätte, sondern weil
sich eine Elique von Leuten, die sich um den Senator Dr. Pant
gruppiert, dem natürlichen und spontanen Miterleben der gesamtdeutscheii
Erneuerung, dem sich auch die breite Masse des Deutschtums in Polen
ohne Unterschied der Konfession nicht verschlossen hat, glaubt entgegen-
stemmen zu müssen. Die Opposition gegen Pant ist im

Deutschtum aller Landesteile Polens im Wachsen
Der von Pant und seinen klerikalen Gesinnungsgenossen herauf-
beschworene Streit lähmt die Arbeit der Gruppen. Pant gefällt sich in
der Deutschen Katholischen tjetzt Ehristlichen) Volkspartei und im Ver-
band Deutscher Kathvliken in der Rolle des Diktators. Er hat sich jeder
Mitarbeit mit den anderen deutschen Gruppen versagt. Eine Gemein-

schaft aller Deutschen in Polen kommt für ihn nicht in Frage. Er

hat die Brücken hinter sich abgebrochen. Er hat sich in den Gedanken .

verrannt, von Gott auf seinen Posten (als Partei-s und Vesrbands-

vorsitzender) berufen zu sein und ges’chworen, von diesem Posten nicht
freiwillig zu weichen. Er wurde aus den deutschen akademischen Zirkeln
ausgeschlossen. Der Deutsche Volksbund legte auf seine Mitarbeit keinen
Wert mehr. Der ,,0berschlesische Kurier« sagte sich von ihm los. Aus
dem Zentralausschusz der Deutschen in Polen wurde er entfernt. Dasz
die Zungdeutsche Erneuerungsbewegung mit ihm nichts zu tun hat, ver-

steht sich von selbst. Um seine Ehristiiche Volkspartei ist es recht still
geworden. Seine Wochenschrift »Der Deutsche in Polen« wird weniger
von überzeugten Anhängern als von neugierigen Zeitgenossen gelesen
und hat der ,,Pvlska Zachodnia«, dem Blatt des Wojewoden Gra-

zgnski, schon mehr als einmal Anlasz gegeben, ihn als den einzig
wahrhaft ,,logalen Deutschen« zu feiern. Setzt ift auch der Verband
Deutscher Katholiken gegen ihn in Aufruhr geraten. Pants Rolle
im Deutschtum Polens neigt sich ihrem Ende. Vielleicht hat S chusch -

nigg noch Verwendung für ihn . . .

denator Pant hat kürzlich mit Hilfe dreier ihm gefügiger
Leute, Zankowski, Dyrda und Bartvcha, einige angesehene
sührer der katholischen Deutschen in Ostvberschlesien und PosensPomme-
rellen, denSchulrat D u d ek , den Domherrn P a e ch und den Pfarrer
K a l la s

, aus dem Hauptvorstand des Verbandes Deutscher Kathvliken
ausgeschlossen. Grund: Die drei wurden ihm, dem klerikalen Reichs-
feind, unbequem. Diese »autoritäre« Eigenmächtigkeit des Herrn Pant
hat in den Kreisen des V.d.K. allenthalben Erregung und Empörung
hervorgerufen. Der »O b e r s ch l e s i s ch e K ur i e r« veröffentlichte am

9. November die Zuschrift eines Verbandsmitgliedes aus Galizien, die

eine passende Antwort auf das Pantsche Vorgehen enthält. Es heiszt in

dieser Zuschrift u. a.: Wenn sich etwas Ähnliches in einer von Pant
bekämpften Organisation ereignet hätte, dann würde Dr. Pant seiner
»berechtigten Entrüstung« wahrscheinlich etwa mit folgenden Worten

Lust gemacht haben: »datan ist am Werkl Denn schon werden gott-
geiveihte Priester und hohe geistliche Würdenträger verfehmt und aus-

geschlossenl Autoritäres sührerprinzip und brutale Gleichschaltung sind
neuheidnische Methoden, die einen kulturellen Verband unwiderruflich
in den Abgrund treiben müssen.«Dann heiszt es in der Zuschrift weiter:

»Die derzeitige Verbandsführung steuert mit ihren Auflösungs- und Aus-

schluszmethodender eigenen Auflölung des Verbandes Deutscher Kathv-
iiken zu. Das schlimmstedabei aber ist, dafz die angeblich an-

gegriffene und gefährdete katholische Religion mit

Grund- und Lehrsätzen herhalten und nur zu oft den

Deckmantel hergeben mufz, um der breiten Masse den eigenen, persön-
lichen Machtkampf verständlicher zu machen. Kann sich eine Verbands-

leitung überhaupt noch katholisch und deutsch nennen, die ehrenwerte,
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Aber cver objektiv sehen will, mufz fes·ts«telleii,·
deutsche Geistliche nur deshalb auszuschliefzen wagt, weil diese ganz
berechtigterweise mit der Person des ersten Vor-
sitzenden nicht mehr einverstanden sein können und ver-

hindern wollen, dasz Politik in den Verband hineingetragen wird? Die
überiviegende Mehrheit der Verbandsmitgliedec
verlangt daher mit Recht den sofortigen Rücktritt der

Verbandsleitung und die VZahl eines neuen, vom vollen Ver-
trauen aller ,abgesetzten«Bezirksvorstände und Ortsgruppenleiter ge-
tragenen Gesamtvorstandes . . . Gerade in diesem öahre wäre die
G e n e r a l v e r s a m m l u n g des Gesamtverbandes notwendiger als
in allen anderen öahren gewesen, um ein Bild von der Stimmung der

Vekbandsmitglieder in den verschiedenen Landesteilen Polens zu erhalten
und vor allem, um auch der immer gröszer werdenden geistigen und
materiellen Rot durch wirksame Mafznahmen zu steuern. Es ist geradezu
kläglich, wenn man aus Angst vor einer etwaigen Richt-
wiederwahl einfach die bisher alljährlich regelmäfzig stattgefundene
Hauptversammlung statutenwidrig nicht einberuft und erst durch einen
Antrag dazu gezwungen werden musz. Die auf Grund der Statuten
bereits durch die vorschriftsmäßigeZahl von Hauptvorstandsmitgliedern
beantragte Hauptversammlung des Gesamtverbandes wird unter der
Voraussetzung, dafz die Zusammensetzung ihrer Delegierten ordnungs-
mäszig erfolgt, eine klare und deutliche Antwort auf die Zersetzungs-
arbeit der jetzigen Verbandsführung geben. Sie wird auch den Aus-

geschlossenen,Domherrn Dr. Paech, Pfarrer Kallas und Schulrat Dudek
volle Genugtuung bringen und ihnen das uneingeschränkteVertrauen aus-

·sprechen. Die Hauptversammlung wird aber auch die Herren Dr.

Pant, öankowski, Dyrda und Bartocha zur Ver-
antwortung zu ziehen hab-en sür ihre statutenwidrigen Aus-
schlusz- und Auflösungsmethvden. die wird ernstlich über Masznahmen
beraten müssen, um den alten, traditioiiellen B. d. K.-Geist als Hort
katholischen Glaubens und deutschen Volkstums neu erstehen zu lassen,
damit satzungsgemäfzim Geiste seiner Gründer der Verband deutscher
Katholiken allen politischen Bestrebungen völlig fernsteht und wieder zu
neuem Blühen und Gedeihen gelangt."

»Rat der Deutschen in Polen.«
Der »Eentralausschufzder Deutschen in Polen« beschlofzani 16. Ok-

tober, an Stelle des bisherigen »Eentralausschusses« den ,,Rat der

Deutschen in Polen« als Spitzenorganisation für das Deutsch-
tum in Gesamtpvlen ins Leben zu rufen. ön der Satzung des

»Rates« (Rierniecka Rada Rarodoivas heifzt es:

I. Der Rat der Deutschen in Polen ist die Spitzenvrganis
sation der polnischen Staatsbürger deutscher
Rationalität in Polen. Sitz des Rates der Deutschen ist
die Landeshauptstadt Warschau.

«

Il. Der Rat der Deutschen in Polen hat die Aufgabe, innerhalb
Polens den Zusammenschlusz aller deutschen Volksgenvssen herzustellen
und zu pflegen, ihre kulturellen, wirtschaftlichen und

politischen Belange wahrzunehmen und die all-

gemeine Linie für die Politik der Deutschen in

Polen im engsten Einvernehmen mit den jeweiligen Abgeordneten
und Senatoren zu bestimmen.

Der »Rat der Deutschen in Polen« vertritt die Deutsche Volks-

gruppe in Polen im Verbande der deutschen Volks-
gruppen in Europa. Er bestimmt die Vertreter aus Polen für
gesanitdeutsche Cagungen und internationale Kongresse und gibt ihnen
Richtliniem

Ill. Die einzelnen Gebietsteile Polens entsenden zwölf
Delegierte in den Rat der Deutschen in Polen, und zwar: Schlesien 4,
(davvn oberschlesischerCeil Z und Eschechener Eeil 1), Posen 2, Pomme-
rellen 2, Kongrefzpolen L, Kleinpvlen I, cBzvlhgnien 1. Aufzerdem
ist der Rat der Deutschen in Polen berechtigt, aus dem Gesamtgebiet
Polens bis zu 2 Mitglieder zu berufen und Sachverständige zu seinen
Veratungen heranzuziehen." Die jeweiligen Abgeordneten
und Senatoren haben im Rat der Deutschen Sitz und Stimme.

Der Rat tagt mindestens viermal im Jahre und wird vom Vor-

sitzenden einberufen. Auf Antrag von mindestens Z der Mitglieder
ist der Vorsitzende verpflichtet, den Rat zu einer auszerordentlichen
Versammlung einzuberufen. Der Rat ist beschlufzfahig,wenn seiner
Mitglieder anwesend sind. Die Veschlussedes Rates werden mit ein-

facher Stimmenmehrheit gefafzt. ön eigener Angelegenheit eines Rats-

mitgliedes ruht dessen Stimmrecht. .

Der Rat der Deutschen in Polen wählt aus seiner Mitte den

Vorsitzenden und zwei weitere Mitglieder, die zusammen den Vor-

stand bilden. Der Vorsitzende wird auf drei Zahre gewählt, die

Amtsdauer der zwei weiteren Mitglieder beträgt ein Zahn Wieder-

wahl ist zulässig.
«

Der Vorsitzende beruft den Vorstand nach Bedarf, er beruft die

Versammlung des Rates und vertritt den Rat der Deutschen nach
innen und aufzen.

Geschäftsführers istDie Anstellung
Vorstandes.

IV. Ratsmitglieder, die den Grundsätzen und Zielen des Rates der

Deutschen oder dessen Beschlüssen zuwiderhandeln oder sich eine ehren-
rührige Handlung zuschulden kommen lassen, konnen ausgeschlossen
werden. Ein solcher Beschlufz erfordert eine Zweidrittelmehrheit des

gesamten Rates.
"

V. Die Unkosten des Rates der Deutschen in Polen werden

durch Umlage auf die einzelnen Gebietsteile und durch freiwillige
Spenden aufgebracht.

eines Sache des
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Das Ptisudfkisystem und die Opposition
Kritik im Seini.

Seit den Wahlen von 1930 haben die Parteien in Polen nur noch
einmal im Jahre Gelegenheit, ihre Stellungnahme zur Politik der

Regierung vor dem Parlament mit aller Offenheit darzulegen. Es

ist dies bei der alljährlichenBeratung des Staatshaushaltes. Sonst wird
das Parlament von der polnischen Regierung nicht mehr in Anspruch
genommen. Der politischen Aussprache, zu der die Oppositionsparteien
die Budgetberatung zu benutzen pflegen. ist zwar keine praktische
Bedeutung beizumessen; denn brauchbare Vorschläge, wie man es

besser machen könnte,werden in der Regel bei dieser Aussprache
nicht gemacht, und die Kritik, die von der Opposition an der Arbeit
der Regierung geiibt wird, ist wenig geeignet, diese zu einer Änderung
ihrer Politik zu bestimmen. Bemerkeiiswert in politischer Hinsicht ist
die Budgetaussprache nur noch insofern, als sie einen gedrängten
tiberblick iiber die Haltung der verschiedenen
Parteien gibt.

Das Ergebnis der Aussprache im Sequ, die aui s. Rovember

stattfand, ist dieses: sdie Regierung hat unter den Oppo-
fitionsparteien als solchen keine moralischen
Eroberungen gemacht. Wie es mit der Wählerschaft
steht, ist nicht bekannt. Jede Gruppe behauptet von- sich, die Massen
hinter sich zu haben. Aber in Wirklichkeit weisz dariiber wohl nie-

niand Bescheid. Auch die letzten Gemeinderatswahleii können in dieser
Hinsicht kaum als Maszstab herangezogen werden. Bor allem die

Ratsonaldemokraten, die Ehristlichen Demokraten
und die Sozialisten gaben ihre kompromilevse Gegnerschaft gegen

das Pilsudskiregime zu erkennen. Ihre Sprecher, die Abg. R g b a r-

fk i , T e nip k a und Z u l a wski fanden kein einziges anerkennendes

Wort fiir die Politik der Regierung. Etwas zurückhalteuder in der

Kritik zeigte sich der Sprecher der Bäu e r l i ch e n B v l k s p a rte i,
der Abg Rog, der sich wenigstens zu dem Zugeständnis bereit fand.
dafz die Entschuldungsaktion der Regierung den kleinen Laudivirten
eine gewisse Erleichterung zu bringen vermöge.

Aufzenpolitische Angst.
Wie zu erwarten. wurde auch die Aufzenpolitik des

Obersten Beck scharf kritisiert. Der Abg. Rog hielt es

zwar fiir richtig, dafz gute Beziehungen zii allen Nachbarn hergestellt
wiirden; er fiihlte sich jedoch durch den gegenwärtigen Stand der

Beziehungen zu Frankreich beunruhigt, der den Fortbestand des

polnisch-französischenBiindnisses, dieses ,,Gruudsteins der polnischen
Auszenpolitik«,gefährde. Zulawski glaubte darin, dafz Oberst Beck

dem Sejm keinen Bericht iiber seine Aufzenpolitik vorgelegt habe.
eine ,,Flucl)t vor der Verantwortung« erblicken zu müssen »In der

Auffenpolitik«,sagte er u. a., .,gescl)ehen Dinge. die niemand von uns

begreift. Wir sehen eine Abkiihlung der Beziehungen zu Frankreich
und eine Kampagne gegen die Tschecl)osloivakei. gleichzeitig aber eine

,.Festigung der Freundschaft mit Hitler«. Ähnlich äufzerte sich der

christlichsdemokratische Tempka: »Wir alle wiinschen korrekte Be-

ziehungen zu Deutschland. was aber nicht bedeutet, dafz man mit den

Deutschen Briiderschaft schlieszt Wir bedauern die franzosenfeindliche
Kampagne in den Regierungsblättern.cLiiit den Tschechen wiinschen
wir freundschaftlicheBeziehungen. Die Freundschaft mit Ungarn wird
das Fiasko unserer Politik gegenüber den Baltenstaaten nicht aus-

gleichen können. Unser Verhältnis zu dem östlichenRachbarn hat un-

nötigeriveiseeine Abkiihlung erfahren .

«

Die Ukrainer iiben scharfe Kritik-

Fiir die Ukrainer sprach der Abg. Dr. Lewicki, der sich
in sehr scharfer Form mit«derMinderheitenpolitik der

Regierung befafzte. Lewickj war einige Tage zuvor an der Spitze
einer ukrainischeii Delegation beim MinisterpräsidentenKozlowski vor-

stellig geworden, um diesem die wirtschaftlichenWunsche der ukraini-

schen Volksgruppe zur Kenntnis zu bringen. Wenn er dann im Sejiii
die Regierung mit ungewöhnlicherSchärfe angegriffen hat. fo scheint
daraus hervorzugehen, dafz der Ministerpräsident der Delegation keine

zufriedellikellendellZusagen (vor allem auf dem Gebiete des ukrainischen
Genossenschaftswesens)gemacht hat. Lewieki hob besonders hervor,
dafz die ukrainische Volksgruppe die Genfer Erklärung des polnischen
Aufzenministers in bezug auf den Minderheitenschutzvertragvon 1919

nicht als zu Recht bestehend anerkenne und dafz sich die Ukrais
ner nicht das Recht streitig machen liefzen, den
Völkerbund weiterhin mit ihren Beschwerden in

Anspruch zu nehmen.
Die Juden jammern.

Interefsant und bezeichnend fiir die anmafzende Frechheit der polni-
schen Juden waren die Erklärungen des Abg. Thon voni Jiidischen
Klub uud des dem Regierun sklub angehörendenRabbiiiers Leivin.
Der Thon brachte es fertig, ie »ng!Ttiftigung des Landes auf Kosten
der Stadt«, also die von der Regierungjn Angriff genomniene·Ent-
schuldung des Kleinbauerntuins, als eine antiseiiiitische
M a fzn a h m e zu bezeichnen. Von der Entspannung des deutsch-
polnischeii Verhältnisses meinte der Thon, sie sei ,,eine iiberflussige
Rettungsaktion fiir Deutschland«,das durch Polen vor der völligen
Isolierung befreit worden sei. Und überhaupt-»meinteder Thon, trage
die polnische Auszenpolitik den Gefühlen der indischen Bevölkerung?

in

Polen nicht hinreichend Rechnung. Auch der Lewin beklagte die ot

und Zurücksetzungder armen Juden in Polen und er hielt es fiir
angebracht, die Zulassung der Juden zu allen Beaintenstelluiigen, die

Bereitstellung von Krediten fiir den jiidischen Handel, die jiidische
Iiidnstrie und das jiidische Handwerk zu fordern.

«

Die deutsche Erklärung.
Fiir die deutsche Volksgruppe sprach der Abg.

Franz. Er setzte sich mit den Mängeln der polnischen Regierungs-
politik auseinander, die sich besonders in der Behandlung des Arbeits-

losenproblems, in der Handhabung des Steuersystems, im Sozial-
versicheruugswesenund auf dem Gebiete der Agrarpvlitik schädlichfiir
die Deutschenin »Polenausgewirkthat und noch weiterhin ausivirkt.
Er ivies darauf hin, dafz die grofze Eingabe, die seinerzeit von Senator

Ha sb a ch dem bald darauf ermordeten Innenminister Pieracki iiber-
reicht worden war, und verschiedene weitere Eingaben, die die Lage der

deutschenVolksgruppe in Polen behandeln, von der Regierung bisher
noch nicht beantwortet seien. liber »die polnische Aufzenpolitik und die

Frage des Minderheitenschutzes fiihrte der Abg. Franz folgendes aus:

»Die Verständigung zwischen Polen und Deutsch-
land hat unter den Deutschen in Polen gröfzte Befriedi-
gung ausgelöst.Wir begriifzen die Verständigungspolitik eben des-—

halbz iveil es sich um unser Muttervolk handelt. Wir hoffen auf-
r·ichtig.dafz.-die voii Marschall Pilsudski und Reichskanzler Adolf
Hitler so entschlufzkraftigbegoniiene Linie in klarer, weiterer Entwick-
lung zu stand-gen, herzlichen Beziehungen zivischeii der polnischen iind

der deutschen Ratioii führen möge. Soweit ivir dazu beitragen
konnen, werdenwir alles tun, um dieses Ziel zu fördern, das in hohem
Mafzegeeignet.ist,den Frieden Europas zu sichern. Es ist ein Beweis
fur tdie Verwirrung, die in Europa herrscht, dafz Frankreich diese
Politik niit Mifztrauenverfolgt. Je klarer diese Linie der polnischen
Politik hervortritt, um so stärker wird die Stellung Polens sein. Wir

hatten ge«rvuiischt,dafz Pollen sich den Mächten angeschlossen, ja sie
gefuhrt hatte, die die A u f n a hin e R u fzl a n d s in den Völkerbund

abgelehnthaben. Wir halten die Gründe, die der Sprecher der Schweiz
gegen die Aufnahme Rußlaiidsvorgebracht hat. fiir zwingend. Wir
haben aber keinen Zweifel daran. «dafzdie Regierung auch in Zukunft
alles tun wird, um den staatszerstörendenEinflufz des Bolschewismus
zu bekainpfen.««
»Weiterheiszt es:«»M«inisterBeck hat am 13. September in Genf er-

klart, dafz Polen sich jeder Zusammenarbeit mit den internationalen
Instaiizen versage, soweit es sich um die Kontrolle der Anwendung des

Systems des Minderheitenschutzes durch Polen handelt. Wir gehen
nicht »aufeine Untersuchungder rechtlichen Frage ein. ob und in-

wieweit »dieseeinseitige Absage an den Minderheitenschutzvertraa
inoglicb ist. Jedoch hat der Aufzenminister gleichzeitig erklärt, dasz
der Beschlufz der polnischen Regierung keineswegs
gegen die Interessen der Minderheiten gerichtet
sei. Diese Interessen seien und blieben geschätztdurch die Grundgesetze
des Staates. Wir haben immer anerkannt. dafz die Sta ats-
ver assuug in den Artikeln 109 und 110 beispielhafte Lösungeii
der inderheitenfrage verzeichnet. Es fehlen aber die Aus-

fuhrungsgefetze und es fehlt vor allem der Geist,
«ie ideologischen Jusicherungen der Verfassung
in die Tat umzusetzen. Wir hoffen, dafz dieser Geist lebendig
werde. Denn besser als jeder iiiteriiatioiiale Vertrag
ist die innerstaatliche Lösung des Problems. Mögen
der Aufzenminister und die Regierung die innerstaatliche Lösung des

Minderheitenproblems mit der gleichen Tatkraft verfolgen wie die

Aufzenpolitik Der Staat, der dieses Problem als

erster löst, wird bahnbrecheiid wirken und nach
innen und auf-en eine unerschiitterliche Stellung
e r h a l t e n.«

Das System.
Die Generaldebatte iiber den Haushaltsvoranschlag ivurde durch

eine Rede des Regierungsblockabgeordneten Miedzinski beendet.
Dem Abg. Riibarski z. B. antwortete er u. a. mit folgend-en Worten:

,.In der Aussprache war die Rede von Bestechung, Protektion und

Menschenfang. Es wurden Rundschreibeii dieses oder jenes Starosteii
oder irgendeines jungen Mannes aus der Jugendlegion angeführt
Haben wir zu irgendeiner Zeit behauptet, dafz es Dumme nur in der

Opposition gibt? Das ist nicht wahr, sie sind auch bei uns. Waren

etwa zur Zeit Ihrer Reaieruiigen alle Beamte intelligent. geschickt und

höflich? Herr Rybarski. der dieses Problem vertiefte, ging von

sporadischen Fällen zur Systemsrage iiber. Er meinte, es handle sich
nicht darum, ob dieser oder jener dies oder jenes gemacht hat. und

behauptete, dasz das System. das wir repräsentieren. daran schuld sei.
Run: Bei Eurem System säfze der Abgeordnete Idzikowski (der der

Regierungspartei angehörte, wegen gewisser Verfehlungen aber aus

der Partei ausgestoszen und dem Gericht iiberfiihrt worden ist) noch
auf diesen Bänken, bei unserem sitzt er im Gefängnis- Im ersten
Sejm hat es 290 Anträge auf Auslieferung von Abgeordneten gegeben,
wovon neun berücksichtigt wurden. Ini zweiten Sejin unter der

Fiihrung sdes Marschalls Daszyfiski forderten die Gerichtsbehörden die

Auslieferung von 61 Abgeordneten, von denen fiinf ausgeliefert wur-

den. Während des gegenwärtigen Sejin wurde die Auslieferung von

38 Abgeordneten gefordert: 35 Anträge wurden berücksichtigt,und
drei harren noch der Erledigung«



Krach nm Bereza Kartiiska.
Sehr ausführlich setzte sich Oberst Miedzunski mit der von den

Rationaldemvkraten eingebrachten I n t e r p e l l at i o n w e g e n

des» Konzentrationslagers in Bereza Kartuska
auseinander, das —- entgegen früheren Mitteilungen — wohl so bald
noch nicht aufgelöst werden wird. Von oppositioneller Seite wurden
wegen der Zustände im Lager schwere Vorwürfe gegen die Regierung
erhoben Die Gefangenen würden mißhandelt und schlecht verpflegt.
Sie hatten auf schmutzigen Strohsäcken auf dein bloßen Erdboden
schlafen müssen. Man hätte ihnen nicht erlaubt, Zahiibürsten zu be-

,nutzen. Wiochenlang habe man ihnen keine Seife gegeben. Sie hätten
mit bloßen Händen die Aborte und Spucknävfe nicht nur ihrer eigenen
Unterkünfte, sondern auch die der Aufsicht säubern müssen. Man habe
ihnen nichtaiisgebackenes Brot. wurmige Erbsen und ranzigen Speck
zu essen gegeben. Sie seien bei jeder Gelegenheit geschlagen und nach
System verpriigelt worden u.»s.f. Auf diese Angriffe ging Oberst
Miedzinski nicht im einzelnen ein; sondern er beschäftigte sich. um die
Berechtigung des Lagers an sich zu beweisen. mit der illegalen E ätig-
keit des nationalradikalen Lagers. Er aab dabei eine
cReihe von Äußerungen aus dem verbotenen. aber heimlich verbreiteten
Blatt dieser rechtsradikalen Gruppe. der ..Rowa Sztafeta«, bekannt.
Es seien in dem Blatte z. B. Artikel erschienen, in denen es heiße,
daß die gegenwärtige Regierung keine polnische, sondern eine von

Juden und Fremden gekaufte Regierung sei. die das polnische Volk
zugrunde richten. Es gebe in Polen keine Regierung, sondern ,eine
Bande von Juden und Spitzbuben«. Es gebe in Polen keine Gerichte,
sondern .nur Lakaien und Henkersknecl)te«. Der Ministerpräsident
Leon Kozlowski sei Jude und heiße in Wirklichkeit Uscher
Brunner. Ebenso seien Jendrzejewicz iind Parier-
kowski Juden, und der letztere sei obendrein noch ein Schwager
des sowjetrussischen Außenkommissars Litwinow-
Finkelstein. Die cRegierungspartei habe sich des Mordes als
politischer Waffe bedient. Sie habe Zacwilichowski ermordet,
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den Postminister Börner vergiftet. den Innen-
minifter Pieracki beseitigt und das mißlungene Atten-
tat auf den General Orlicstreszer veranlaßt. Wenn
die Regierung so fuhr Oberst Miedzinski nach diesen Kostproben aus

der »Rowa Sztafeta« und nationalradikalen Flugblättern fort. die
Träger dieser Propaganda in Bereza Kartuska unschädlichmache, so
sei das »keine Vsernichtung des-nationalen Lagers,
sondern eine Vernichtung der Anarchie«.

,,Keine Furcht vor der Verantwortung«

Miedzinski ging schließlichauch auf die Angriffe ein. die gegen den
Obersten Beck als den Leiter der polnischen Außenpolitik gerichtet
worden waren: »Ich verstehe nicht«, so erklärte er, .,ivas für ein Ge-
heimnis hinter der Politik Becks stecken soll. D as B ün d nis m it

Frankreich hat seine Tradition und seine Pvpu-
larität. Daran sollte man nicht nur bei uns denken. sondern
überall. Im Verträge mit Deutschland ist ausdrücklich gesagt. daß sich
durch ihn auch nicht ein Koinma an den bestehenden Verträgen und
Verpflichtungen ändere, und die maßgebendenfranzösischenKreise geben
selbst zu, daß ihnen die normale Gestaltung der Beziehungen Polens
mit seinen cNachbarn keinen Anlaß zu irgendwelchen Vorstellungen
gebe . . . Es gibt zwar Dinge. die uns beiinruhigen könnten. Aber

liegen die Fehler auf unserer Seite? Die polnische Politik
ist ihren Bündnissen und Freundschaften treu iind
wird ihnen weiter treu bleiben. Sie ist eine Frie-
denspo.litik, aber sie ist keine Vorzimmerpolitik
Wer von Beck etwas anderes erwartet hatte, der hat sich in der Cat

getäuscht. Es handelt sich für unsnicht um eine Prestigepolitik; denn

unsere Haltung ist in allen Fragen sachlich begründet . . . Uns handelt
es sich nur um das eigene Gewissen. vor dem wir uns tatsächlich dafür
verantwortlich fühlen, was wir nach Maßgabe unserer Kräfte für das

Wohl des Landes und des Staates tun. Wie bisher fürchten wir

diese Verantwortnng nicht«
’

Polen und der Nigaer Pakt
Das amtliche Organ der leitländischen Regierung, die ,.Brihoa

Seme« begleitete die Ratifikation des Verständigungs-
und Zusammenarbeitsvertrages zwischen Estland,
Lettland und Litauen mit einem optimistischen Artikel. Man
brauche nun nicht mehr darüber zu trauern, daß von der ersten Be-
ratung der baltischen Staaten in Kauen bis zum Abschluß des Paktes
in Riga ganze zehn Jahre vergangen seien. »Auch die stärksten Bäume
wachsen langsam, dafür aber wurzeln sie tiefer und sammeln sich Kraft,
um allen Stürmen und Unwettern zu trotzen. So mußte sich der Gedanke
der baltischen Entente langsam und tief in die Herzen der drei
Völker verwurzeln, damit der Baum der Zusammenarbeit stark und

mächtig werde. Er muß so groß werden. daß die Völker der Letten.
Esten und Litauer sich unter seinen Zweigen stets sicher und wohl
fühlen können, vielleicht auch noch eine vierte cNation, die es satt
werden wird, vereinsamt zu leben, und beginnen wird, sich wahre
Freunde zu suchen (Finnland) . . . Es tauchen immer neue politische
Kombinationen auf: und wenn jeder der baltischen Staaten wie bisher
auf sich allein gestellt wäre, dann könnten sie leicht alle drei szu
Objekten im politischen Spiel fremder Mächte werden .-..··

Hier ist einer der Gedanken. die zum Abschluß des Rigaer Paktes
geführt haben, in etwas bilderreirher Sprache deutlich ausgedrückt wor-

den: der engere Zusammenschluß soll die drei kleinen
Staaten nach Möglichkeit davor bewahren, in all-—

zu enge Abhängigkeit von irgendwelchen Groß-
mächten zu ko mmen. In Reval hat man dabei wohl vor allem
an Sow jetrußland gedacht. In Kauen hat man gewiß
Deutschland und Polen im Auge gehabt, und in Riga hat
man wohl geglaubt. alle drei Mächte in gleichem Maße fürchten zu
müssen. Riga nimmt nicht ohne Stolz für sich in Anspruch. der eigent-
liche Schöpfer des baltischen Bündnisses zu sein: ,.Ein Symbol liegt
darin«, schreiben z. B. die .,Pehdeia Brihdi«, daß die Unterzeichnung
gerade in unserer Hauptstadt stattfand. Lettland nimmt geo-
graphisch und politisch einen zentralen Platz unter
den baltischen Staaten ein. Wir sind die natür-

lichen Mittler; denn mit den Litauern verbindet
uns Blutsbrüderschaft, mit den Esten ein Waffen-
b ü n d n i s.«

Das Selbstbewußtsein in Reoal, Riga und Kauen ist mit dem Ab-

schluß des Paktes anscheinend erheblich gestiegen. Man ist dort davon

überzeugt, in sehr wirkungsvoller Weise in die große europäische
- Politik eingegriffen zu haben. ,,D i e b a l t i s ch e n Staate n

stellen setzt ein geeintes politisches Territorium
dar. Unser spezifisches Gewicht ist größer ge-
worden. Wir zweifeln nicht daran, daß die Entwicklung der Dinge
durchaus nicht den Plänen mancher Staaten entspricht.« cNatürlich
bedeutet das gemeinsame außenpolitische Auftreten — vorausgesetzt.
daß es so funktioniert, wie es beabsichtigt ist —- für die drei Staaten
eine gewisse Kräftigung ihrer politischen Stellung-. Aber so weit gehen
die erhofften günstigen Ausioirkungen des Paktes wohl doch nicht, daß
die baltischen Staaten nur völlig selbständig, ohne Anlehnung an eine

größere Mächtegruppe in der europäisrhen Politik herumwirtschafteii
können. Sie werden immer, wenn sie sich z. B. gegenüber Polen
durchsetzen wollen, gezwungen sein, eine gewisse Rückendeckung an

Sowjetrußland zu suchen. Und sie werden, je stärker sie sich gegen

irgendwelche Bindungen an ihre großen Nachbarn auflehnen, um so
engere Verbindung mit Frankreich und England auf-
nehmen müssen. Jede Anlehnung an eine Großmacht bedeutet aber
für sie zugleich auch eine.mehr oder weniger weitgehende Abhängigkeit

Es darf auch nicht übersehenwerden, daß sichdie im Pakt vorgesehene
Zusammenarbeit nicht auf die so g. sp e z i f i s ch e n F r a ge n be-
zieht, deren wesentlichste immer noch das W i l n a p r o b le m ist. Fur
Estland und vor allem für Lettland bedeutet dieser spezielle Konflikt
des litauischen Bundesgenossen nach wie vor eine Belastung. Vsorerst
hat es den Anschein, daß der polnische Einfluß, der sich vor

allein in Reval gefestigt hatte, d u r ch »de n Ri· g a e r P a kt

wieder um ein beträchtliches Stück zuruckgedrängt
worden ist. Und in Riga nimmt man offenbar an, daß dieseSchlappe
seiner baltischen Politik Warschau dazu veranlassen werde. sich intZu-
kunft weniger hartnäckig den Pakt-Absichten der französischenDiplo-
matie entgegenzustellen. Aber man sollte sich in den baltischen Haupt-
städten doch nicht allzusehr darauf verlassen, daß Polen wegen des

jetzigen Mißerfolges seine nordöstlichen Pläne ein für allemal auf-
geben wird. Für Polen hängt das Wilnaproblem un-

löslich mit der baltischen Frage zusammen. Wenn

der Rigaer Pakt dazu führt, daß sich die litauiscbe
Haltung in der Wilnafrage wieder versteift, dann

bleibt ihm schließlich nichts anderes übrig, als. das

Funktionieren dieses Paktes nach»Vioglichkeit zii
v e r h i n d e r n. Für Polen wird die Aggressivitat der. Litauer, die

nach wie vor in aller Offenheit die Loslösungihrer ssdlskvxlschenHaupt-
stadt« von Polen verlangen, um so unertraglicher sein, je mehr es zu

einer Zusammenarbeit dieses unruhigen Rachbarn mit den beiden
anderen baltischen Randvölkern kommt. I n. der W’ i l n a f r a g e

ivird der Rigaer Pakt einmal seine Bewährungs-
probe ablegen müssen.
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Das deutsche Schillergymnafium in Polen.
Bor kurzem ivurde in Posen das deutsche Schillerggm-—

nasium eingeweiht. Es handelt sich um keinen eigentlichen
Reubau, sondern nur um allerdings umfangreiche Um-— und An-

bauten, mit denen bereits i. ö. 1931 begonnen worden ivar. Das

Schillerggninasium ist heute neben den beiden großen deutschen Ggms
nasien in Graudenz und Kdnigshütte (Ehorzow) eine d er mod ern-—

st e n S ch u l b a u te n P o l e n s. Das nginasium ist in seiner bau-

lichen Anlage einfach, zweckmäßigund gediegen. Es ist weder eine der
alten »Kasernen« noch eine der übermodernen »Schulfabriken«, weder
ein unfreundlicher Kasten noch ein prunkvoller Palast. Dabei ist aber
alles vorhanden, was eine iieuzeitliche Schule nur aufweisen kann. Da

sind z. B. die Physik- und Werkunterrichtsräunie, die

jeder Universität Ehre machen würden. öeder Arbeitstisch, der für
höchstens drei Schüler bestimmt ist, hat- Gaszuleitung und elektrischen
Strom. Außer dem Schülerarbeitsraum gehören zur physikalischen Ab-

teilung noch ein Borbereitungsraum für den Lehrer, eine
Werkstatt mit Hochspannungsanlage und zwei
Sammlungsräume. Ähnlichist die Ehemieabteilung ein-

gerichtet, die auch eine geräumigeDunkelkammer besitzt. Für den
W e r k u n te r r i cht besitzt dies Gumnasium einen 153 Quadratmeter
großen Arbeitsraum; dieser enthält U. a. Werkzeug zur Papp-,
Holz-. Metall-s und Glasbearbeitung. eine kombinierte Band- und

Kreissäge, mit Fräser und Langlochbohrer, eine Schleif-, Polier- und

Bohrmaschine für Metall, zwei Drehbänke für Holz und eine für
Metall, einen Kompressor, der die Schmiede und die Glasgebläse-
brenner mit Luft versieht, und einen Schweißapparat. Reben der Werk-
statt befindet sich ein Materialraum, ein Raum für den Lehrer, wo die
W e r k b ii ch e r e i und Ausstellungsarbeiten der Schüler iintergebracht
sind. Ferner weist die Schule einen iiaturkundlichen Arbeits-
ra u m mit Winte rga rte n auf, besondere Erdkunde-, Musik- und

Zeichensäle,Eurnhalle mit Umklei·de- und «Duschräumen.
Die meisten Arbeitsraume besitzen ihren eigenen Projektionsapparat.
Die Klassen weisen keinen die Schüler ablenkendenWandschmuck auf.

Dafür sind aber die Flure und Treppenaufgängemit guten Bildern ge-
schmuckt, u. a. mit Ausnahmen aus dem Posener Lande. Die Lehrer-
schafthat einen besonderen LesesaaL in dem neben den wichtigen päda-
gogischenWerken etwsa.50 verschiedene Zeitschriften ausliegen. Das
Ggmnasium besitzt eine eigene S chulbühne. die nach den neuesten
Erfahrungen der Bühnentechnik eingerichtet ist. Ferner gibt es ein schön
ausgestattetes Kameradschaftsheim für die Schüler und
ein Heim für die Mädchen. Der Schulhof besitzt eine gedeckte
Wandelhalle. die es den Schülern ermöglicht. auch bei Regen
die sPausen im Freien zu verbringen. Reben diesen Besonderheiten sind
natürlichauch noch all die Räume und Einrichtungen vorhanden,- die
jede Schule aufzuweisen hat.

Das Schillerggmnasium. das in seiner Einzigartigkeit ein Denkmal

der Zusammenarbeit und Opferbereitschaft des Posener Deutschtunis ist.
ist so ausgestattet. daß es der deutschen Jugend nicht nur

ein Lehrbetrieb, sondern eine wirkliche Heimstätte
sein kann. Das ist gerade für eine Schule inmitten einer fremdnationalen
Umgebung besonders notwendig. Wenn das Gumnasium so sichtlicheii
Wert auf die Pflege des Werkunterrichts legt. so ist
das»nurzu begrüßen. Denn mehr und mehr hat sich in den einsichtigen
Kreisen gerade der jüngeren Generation des Dentschtums in Polen die
Erkenntnis durchgesetzt, daß eine soziale Umschichtung der

cZZolksgruppe notwendig ist, daß sie, wenn sie nicht ver-

kummern soll, einer Beschränkung der nur geistig tätigen und einer
Verbreiterung der werktätigen Schichten bedarf. Die

starke Betonung des Werkunterrichtes ist geeignet, indieser Richtung
zu wirken:und sie wird auch dazu beitragen können, daf- sich die Ge-

bildetenschicht.die aus einer solchen Schule mit ausgiebiger Berück-
sichtigunghandwerklicher Fertigkeiten hervorgeht, enger mit den anderen

dxhichtendes Bolkstums verbunden fühlen wird, als es bei d en »Ge-
bil»de·ten«im »allgemeinender Fall zu sein pflegt, die einen rein aiif
geistiges Eraining abgestellten Unterrichtsbetrieb alten Stiles durch-
gemacht haben.

Eiland-Woche
Die Wahlen in Danzig.
Für die Kreistagswahlen. die am ts. November in den

Kreisen Großes Werder und Danziger Riederung stattfinden, sind
fünf Wahlvorschläge eingereicht worden; und zwar für beide

Kreise von der RSDAP., der sog. Eshristlich-nationalen Arbeits-
gemeinschaft (Zentrum und Deutschnationale), der Sozialdemokratischeii
und der Kommunistischen Partei. Zm Kreise Großes Werden kommt
als fünfte noch eine polnische Liste hinzu-. Für die Oppositionsparteien
ist es nicht leicht gewesen, die ausreichende Zahl von Unterschriften für
ihre Wahlvorfchläge zusammenzubringen. Die sog. christlichsnationale
Liste des Kreises Danziger Riederung hatten ursprünglich 62 Personen
unterzeichnet. Davon zogen 9 ihre Unterschrift wieder zurück. Unter
der sozialdemokratischen Liste hatten zunächst 58 Janien gestanden.
Davon wkden 24 Unterschriften wieder zurückgezogen. Die be-

treffenden Unterzeichner gaben dabei eidesstattliche Erklärungen ab,
daß sie die Zurückziehung ihrer Unterschriften freiwillig und nicht nnter
Druck vorgenommen haben. Der Borstand des Wahlausschusses stellte
auf Grund eingehender Prufung und an Hand eines angeforderten Gut-

achtens des Deutschen Gemeindetages und der Rechtsabteilung des
Senates fest, daß der sozialdemokratische Wahlvor-
sch l a g u n g ii l t i g ist." Trotz dieser Rechtslage empfahl der national-

sozialistische Wahlkommissar die Zulassung der sozialdemokratischen
Liste. Für die koinniunistische Liste lagen ini Kreise Großes Werder
54 Unterschrift-en vor. Bei diesen wurde festgestellt, daß sie z-. C.
nicht ordnungsgemäß zustande gekommen waren. Auch
in diesem Falle beioies der nationalsozialistische Wsahlkommissar im
Einvernehmen mit der Regierung ein über die Rechtsbestimmungen
weit hinausgehendes Entgegenkommen. Er ließ die nachträgliche
Änderung und Ergänzung des kommunistischen Wahlvorschlages zu.
An sich hätte essdie Regierung in der Hand gehabt,
sowohl die sozialdemokratische ivie die kommu-

nistische Liste zu kassieren. Sie hat es nicht getan
und damit eine Großzügigkeit bewiesen. wie man

sie im umgekehrten Falle wohl niemals erlebt

h ätte. Dieses Berhalten der nationalsozialistischen Regierung wider-

-legt eindeutig alle Behauptungen über eine angebliche Behinderung
der Wa.hlfreiheit, die von der marxistisch-zentrumlichsbürgerlichen
Opposition ausgestreut werden..

»
«

«
«

cstn insgesamt 109 Gemeinde-n des Landkreises
Großes Werder finden Kommunalwahlen in 102 Gemeinden
statt. Davon besteht in.80 Gemeinden eine einzige Ein-

heitsliste der RSDAP ön Pieckelsind zu der Wahl der

Gemeindevertretung zwei polnische Listen eingereicht worden,
und zwar vom Berbande der Polen und der Gmina Polska tPols

snische ’Gemeinde). Außer in der Stadt Tiegeiihof ist imKreise
Großes Werder noch je eine polnische Wahlliste für die Gemeinde-

vertretungen iii folgenden Ortschaften aufgestellt worden; K.althof,
Kl. Montau, Liessau und Simonsdorf.

Die Frage der Staatskommissare in Danzig.

Das Danziger Obergericht fällte in einer für die önnenpolitik der
Freien Stadt sehr wichtigen Frage am 7. Rovember eine die Haltung
der Regierung rechtfertigende Entscheidung. Es handelte sich darum,
ob rdie Einsetzung eines sStaatskommissars in der
Stadt Zoppot zulässig oder unzulässig gewesen sei. Die Frage
war durch ein Berfahren vor dein Danziger Arbeitsgericht
aufgerollt worden. Dort hatte ein Kläger in einem Berfahren gegen
die Stadt Zoppot die Befugnis des Staatskommissars Eemp an-

gezweifelt, im Ramen der Stadt Zoppot verantwortliche Entscheidungen
zu treffen, die nur dem Riagistrat bzw. der Stadtverordnetenversamms
lung zukämen. Das Arbeitsgericht hatte sich diesem Standpunkt an-

geschlossen. der, wenn er zu Recht bestände, außerordentlich weit-

tragende Folgerungen hätte haben müssen, da dann alle Maßnahmen
nicht nur des Zoppvter Staatskommissars, sondern auch zahlreicher vom

Staat eingesetzter Kommissare in anderen Gemeinden im· Gebiet der

Freien Stadt Danzig ungültig geworden wären, — wobei zu bemerken

ist. daß eine ganze Reihe von Kommissaren bereits von der Re-

gierung Ziehm eingesetzt worden waren. Das Danziger Ober-

gericht hat nun festgestellt. daß die Regierung auf Grund
des Ermächtigungsgesetzes vom Juli 1933 an sich
berechtigt war, in Gemeinden, in denen ein be-

sonderer Rotstand herrschte, der auf anderem

Wege nicht beseitigt werden konnte, Staats-

kommissare einzusetzen. Insoweit seien also die Maßnahmen
der Regierung verfassungsmäßiggerechtfertigt unddas Urteil des Ar-

beitsgerichts sei aufzuheben. Es handelt sich also nun noch um die

weitere Frage, ob in Zoppot ein solcher Rotstand vorhanden gewesen
ist. Diese Entscheidung hat das Obergericht nicht getroffen, sondern
die Angelegenheit wieder an das cZcrbeitsgericht
zurückgehen lassen, dem die eigentliche Entscheidung nun

wieder in voller Schwere zufällt.
·

Ezarnecki verläßt Danzig.
Das polnische Mitglied des Danziger Bolkstages, Ing. Erasmus

E z a r n e cki wird Danzig verlassen. Er ist zum Bertreter des Danziger
Hafenausschusses im ,,B ü r o d e r posl n—i—"stche n H ä f e n ·u"n d lde r

p o l n i s ch e n S t a at s b a h n in P r a«g«-ernannt
"

worden. ·"--Der·
Posten war seit einiger Zeit unbesetzt. Ezarnecki hat als Polenführerin
Danzig früher eine Rolle gespielt. Er war der Leiter —der .;G«mina
Polska« und kam als deren Bertreter in den Bolkstag. Die »Ge-
meinde« hat ihre frühere Bedeutung als Bertreterins der polnischen
Bolksgruppe in Danzig verloren. An ihre Stelle ist der ,,B und der

P o.l.e n" im F.r e i sta at D a nzig«,s der unter der Leitung
- des

anderen polnischen Bolkstagsabgeordneten·. ·Riocz,unski."vsteht,"·.ge-
treten. Ezarnecki räumt jetzt das Feld, was natürlich nicht als eine

Schwächung des Polentums in Danzig aufgefaßt werden kann.



Ein Heizer wird ausgewiesem
«

Der jüdischeRedakteur der niarxistischen Danziger »Volksstimine«,
H«irschfel»d, der die reichsdeutsche Staatsangehörigkeit besitzt, und
seine Komplicin, »dieReichsdeutsche Lona Berlow, sind am 10. Ro-

vember als lastige Ausläiider aus dein Gebiet der
Freien Stadt Danzig ausgewiesen und über die Grenze
abgeschobenworden. Durch polizeiliche Untersuchungenivurde einwandfrei
erwiesen, dasz der-Sude Hirschfeld, der in anzig grofze Freiheit genosz
und an der Hetztatigkeit der marxistischen »Volksstimme« rege beteiligt
war, mit ausländischen Emigrantenzentralen in

Prag und London ständig in Verbindung stand und
diese mit Greuelnieldungenübelster Art über die angeblichen unhalt-
baren Zustände in Deutschland und Danzig versorgte. Hirschfeld war

der Verfasser und Verbreiter von Lügenmeldungen über Miszhand-
lungen von Juden, Folterungen von Gefangenen und libersällen auf
linksgerichtete Organisationen. die sich in Danzig angeblich abgespielt
haben sollen. Er schickte seine Briessendungen mit dem Greuelmaterial
an die Deckadresse Franz Pokorng, PraghasKarlin, Pa-
le rk eho 24, unter welcher Firma die marxistische Einigrantenzentrale
in Prag ihren Sitz hat. Es wurde ferner unter seinen zahlreichen staats-
feindlichen Akten ein von ihm oerfaszter Entwurf einer Broschüre ,,D e r

Kampf um die Volksherrschaft in Danzig«, vorgefunden.
ön dieserSchrift wird zur gewaltsamen Beseitigung der nationalsozialisti-
schen

«

tegierung aufgefordert.

Der deutsche Graf-in Polen.
Einige deutsche Frauen polnischer Staatsangehörigkeit hatten in

Dirschau durchkommende deutsche Kraftfahrer mit dem cRufe
»O eil H it l er« b e g r«iifzt. Sie waren dafür im Verwaltungsweg-e
mit empfindlichen G e lid str afe n belegt worden. Das Bezirksgericht
hatte diese Strafe bestätigt mit der Begründung, das Verhalten der

Angeklagten drücke »libelwollen und Geringschätzung gegenüber dem
polnischen Staate« aus unsd beweise die Verbundenheit mit einer
»polenfei:n-dlichenBewegung«. D a s O b erste G ericht in W a r -

schau hat diese Begründung nicht gebilligt. Es hat das Urteil der
Vorinstanz aufgehoben und die deutschen Frauen freigesproch en.

Ein merkwürdigerGemeindevorsteher.
Der Gemeindevorsteher von Gogolau im Kreise Rgbnik (-Ost-

O.-S.) hat mehrere deutsche Ortsbewohner durch Drohungen vom Be-

zug«der»Kattowitzer Zeitung« abgehalten. Er hat sie wissen lassen, dafz
er ihnen bei der nächsten Kontrolle der Gesundheits- und Ordnungs-
kommission »besondereBeachtung« schenken werde, wenn sie die deutsche
Zeitung beziehen. Diese ,,Sorge« des polnischen Gemeindevorstehers um

die Zeitungslektüre seiner Ortsbewohner ist zum mindesten sehr unan-

gebracht. Es ist eine der huiiderterlei Arten. mit denen Eag für Eag
im kleinen und im grofzen an der Polonisierung des Deutschtums in
Polen gearbeitet wird.

Deutsche Schule gesperrt.
ön Reichau, einer deutschen Siedlungsgemeinde in Galizien.

wurde am ts. Zuni d. Z. der Unterrichtsbetrieb von den
polnischen Schulbehörden gesperrt. Das Schulgebäude
sowie die vorhandenen Lehrmittel entsprachen nicht den behördlichen
Anforderungen. Nun kommen aus dieser deutschen Siedlung Klagen,
die Behörden hätten ihr Unterrichtsverbot für die dortige deutsche
Schule noch immer nicht aufgehoben, trotzdem die beanstandeten
Mängel längst beseitigt wurden, wovon sich eine eigens dazu
angerufene behördlikheKommission überzeugt hat.

UrgeschichteDeutschlands und polnische Presse.
Unlängst veröffentlichten die deutschen Zeitungen die Nachricht von

der Entdeckung eines Steinzeitdorfes bei Döberitz,
unweit Potsdam. Bei den Erdarbeiten zur Herrichtung des Olympia-
stadions war man auf urgeschichtlirhe Siedlungsspuren gestoszen, deren

Untersuchung ergab, dafz es sich unt einen Fundplatz von Steinzeitleuten
handelt. öene Urbewohner kann man als Angehörige des inde-

germanischen Urvolkes ansehen, das von Mittel- und Rotdwestdeutschs
land ausgehend sich um Ende der Steinzeit (etwa 2000 v. Ehr.) über
Europa, ja nach Persien und Indien ausgebreitet hat und deren

historische Vertreter in den heutigen germanischen, slavischen und

romaniskhen Völkern vorliegen.
Die polnische Presse hat diese Fiindmeldung aufgegrifsen.

aber in einem Sinn wiedergegeben, der Widerspruch herausfordert.
Der ,.Exprefz Wilenski« brachte die Meldung am 20-. Oktober d. ö.
unter dem Titel: ,,Berlin auf dem Boden des Slaventums. Sensationelle
archäologisrheEntdeckungen: Es sind dies die ältesten slavischen Aus-
grabungen.« Der polnische Verfasser hat damit den Dingen etwas an-

gedichtet, was über das zulässige Mafz des wissenschaftlich Gerecht-
sertigten hinausgeht, nämlich einen slavischen Charakter der bei Döbe-
ritz gemachten Steinzeitfunde, die etwa 4000 öahre alt sind. Wir dürfen
wohl zugunsten der polnischen ursgeschichtlichen Fachforschung annehmen,
dafz sie solche Tendenz-,,Wissenschaft«nicht deckt, sondern. der Wahr-
heit die Ehre gebend, mit der deutschen Forschung darin übereinstimmt,
dafz Germanen und Slaven wohl einer gemeinsamen Urwurzel, nämlich
der indogermanischen. entstammen, die in Mitteldeutschland lag, dasz aber
die Zelle der eigentlichen Slaven in Westruleand zu suchen ist und nicht
in Deutschland.

·

Der polnischeMinderheitenvorstoßVor dem Unterhans.
Zu dem Vorstofz, den Polen während der Septembertaguiig des

Völkerbundes gegen den Winderheitenschutzvertrag ooii

1919 unternommen hat, hat der englische Staatssekretär des Äiiszern,
Grofzsiegelbewahrer Eden, in sehr eindeutiger Weise Stellung ge-
nommen. Eden wurde im Unterhaus von einem Abgeordneten ge-
fragt, ob Polen trotz der Erklärung des polnischen Aufzenministers
Berk noch an die»Verpflichtungen des Vertrages von 1919 gebunden
seil Eden gab folgende Antwort: ,,Polen ist weiterhin in dieser
Frage durch die Bestimmungen des Artikels 93 des Vertrages von

Bersailles, durch den Vertrag zwischen den Bereiiiigten Staaten, dem
Britischen Reich, Frankreich. Italien, öapan und Polen, der am

28. öuni 1919 in Bersailles unterzeichnet wurde, sowie durch darauf-
folgende, von Polen angenommene Entschließungen des Bölkerbunds-
rates gebunden.« — Die Probe, was praktisch stärker ist, die

polnisrhe Weigerung, mit den Minderheitenorganen des Bölkerbundes
zusammenzuarbeiten, oder die Weigerung der Westmächte, diese Er-

klärung anzuerkennen, ist freilich bisher noch nicht gemacht worden.
Und voraussichtlich werden sowohl Polen wie die Andern es möglichst
vermeiden, es auf eine solche Probe ankommen zu lassen.

Der Marschall und die Klerikalen.

Die klerikal-e Presse in Polen hat viel Aufhebens von

einem Besuche des Vizeminiisters Pfarrers Zongollowirz bei

Marsch-all Pilsudski gemacht. Zongollowirz ist der Creuhänder
der klerikalen Kreise im Warschauer Unterrichtsministeriuni. Seine

gewifz nicht leichte Aufgabe ist es dort. die Wünsche der katholischen
Kirch-e gegenüber den freigseistigen Regierungskreisen und Amtsstelleii
zu vertreten. In letzter Zeit sollen sich im Unterrichtsministeriuin
eine Menge ,.dciniglicher Beschwerden« angesammelt haben, in denen

immer wieder über den mangelnden Eifer der Behordeii und der

Lehrer-schaft in kirchlichen sDingen geklagt wird. Die Klerikaleii

möchten anscheinend eine Säuberung der polnischen Lel)rerschaft»von
den freigeistigen Elementen und deren Ersetzung durch zuverlässige
Söhne der allein selig machenden Kirche. Man kann es der Yegierung
nicht verübeln wenn sie sich solch-enWünschen gegenüber zuruckhaltend
zeigt. Denn sie weisz ganz genau. dasz die kirchlichen Kreise,
diesso sehr umsdas Seelenheil der polnischen Zug-End
besorgt sind. zugleich die Träg-er der varteipolis
tischen Opposition sind. Die Regierung würde sich selbst
schwächen.wenn sie die freigeistigen zugunsten der klerikalen Elemente

zurürksetzenwürde. Es ist nicht anzunehmen. dasz die Aktion Zonsgollos
wirzs viel Erfolghaben wird. Alle Regierungen. die es

in Polen seit 1926 gegeben hat. haben sich im Sinne
einer deutlichen Scheidung von Staat und Kirche
betätigt. Sie haben ihre Aufgabe nicht darin gesehen. den pol-
nischen Einflufz der katholischen Kirche auf die Staatsgesrhäfte zu

fördern. Sie haben sich nicht gerade im kirrhenfeindlichenSinne

betätigt, aber es auch beharrlich abgelehnt. der Kirche als Vorspann
zu dienen. Klerikal heifzt so viel wie nationaldeniokratiscli. Es ist

lächerlich. vom Marsch-all zu verlangen, dass er sich
klerikal benimmt oder die klerikalen Absichten
fördert. Die katholische Kirche hat sich dem Staate

zu fügen. nicht umgekehrt. Dass zum Seelenheil eine be-

stimmte politische Einstellung notwendig ist. vermag dip Masse der

Bevölkerung in Polen ebensowenig zu glauben wie in anderen Ländern.

Der römischeKleriis hat ein Mittel. das er bei der Regierung aus-

svielen kann, um sich das Gehör zu -verschaffen: Die iikrainische Frage.
Die volnisrhe Sache in Ostaalizien steht nicht zum Besten. Sie kaan
sich vielleicht bessern durch ein reges Zusammenaehen mit der komischen
Kirche, durch eine gemeinsame Aktion zur Katholisierungund. Poloni-

sieruiig der Ukrainer Ostpolens. Es heißt. dafz die Errichtung
eines katholischen Bistums in Stanislaii.· der ind-
östlichlten Woiewodschaftshauvtstadts Polens. bevorsteht. Dieses Bis-

tnm. das vom Lemberger Erzbistiim abgetrennt werden soll. ist eine
alte Forderung der polnisch-katholisrhen Kreise. die ihre Polonisieriingss
orheit in diesem zii über 4t5 von Ukrainern besiedelten Gebiete mit
Hilfe der katholischen Kirche zu verstärken wünschen. Stanislau ist
der Sitz eines arierhischsiiniertem also ukrainisrhen Bischofs iiiid zu-

gleich der Sitz der deutschen evangelischen Anstalten Dr. Zöcklers,
des Siiverintendenten der Evangeliskhen Kirche augsbiirgischen Be-

kenntnisses die in den letzten Jahren auch in zunehmendem Maske
im ukrainischen Bolkstum Fufz gefafzt hat.

Rundfunksendung für die Auslandsvolem

Am to. Rooember hat der Warschauer Sender anläleich der Fein
der Unabhängigkeit Polens eine besondere Rundfunkübertragiing sur
die Auslandsvolen verbreitet. Zn dein Programm der vom Welt-
bii nd der Auslandsoolen organisierten übertragung war vor-

gesehen: Ansvrarhe des Präsidenten des Weltbundes dei- Auslands-

polen. Marschall Rarzkiewirz. Darbietunaen eines Chors der

volnisrhen Auslandsiugend, die sich zu ,.Studienzwe»cken«
in Polen aufhielt. sowie Ansprachen von Vertretern der polnischen
Jugend aus den Vereinigten Staaten von Nordamerika.»Argen-
tinien. Brasilien. Kanada. Ehina. Australien. Frankreich. Danemark,
Belgien. Lettland, Deutschland, Rumänien und der Tschecho-
slowakeiL



Keine billigeren Auslandspiisse.
Vor kurzem wurde in der Presse in Polen der Entwurf eines

Gesetzes mitgeteilt, in dem eine wesentliche Verbilligung der poliiischen
Auslandspässe vorgesehen ivar. Vom sinaiizminister ist eine solche Ber-

billigung jetzt mit aller Bestimmtheit abgelehnt worden. Der Minister
kann auf die Einnahmen aus den sehr hohen Paßgebühren nicht
verzichten. Der Entwurf ivird nicht, wie es geplant war, dem Sejm
zur Beschlußfassung vorgelegt werden. Demnach wird es auch in

Zukunft ein Vorrecht der ganz reichen Leute in Polen sein, eine

Reise ins Ausland zu unternehmen, sofern hier nicht durch verbilligte
Gesellschaftsreisen ein gewisser Ausgleich geschaffen wird. Für ein

wirtschaftlich und kulturell so stark in der Entwicklung und im Aufbau
begriffenes Land wie Polen ist die Behinderung der Möglichkeit,
Menschen und Verhältnisse in anderen Ländern kennen zu lernen,
zweifellos ein erheblicher Mangel. ,

Erforschung deutscher Kunsteinfliisse in Polen.
Professor Dagobert Zreg von der Universität.Breslau und Pro-

fessor Eberhard Hempel von der Technischen Hochschule Dresden
haben gemeinsam mit dem Provinzialkvnservator für Riederschlesien,
Dr. Grundmann, eine Reise durch Polen unternommen, um einen
Uberblick über den Bestand der Kunstdenkmäler in Polen zii gewinnen
und namentlich die in den verschiedenen Perioden sehr
starken deutschen Kunsteinfliisse zu untersuchen. Die

Reise führte durch die Städte Krakau, Lublin, Warschau, Plock,
Wloclawek, Thorn, Gnesen und Posen, wo die Gelehrten überall

freundliche Aufnahme und Unterstützungfanden.

Polnischer Unterricht in rumänifchenSchulen.
Von der polnischen Presse wird»mit Genugtuung und lebhafter

sreude festgestellt, daß sich »die politischeSprache in einigen europaischen
Staaten einer wachsenden Wertschätzung erfreut«. In d en Mittel-

schulen Rumäniens ist im laufenden Schuljahre die pol-
Uilkbe Sprache Als Pflichtfach, beginnend mit der IV. Grim-
nasialklasse, eingeführt worden. »Außer den Schülern, die die
polnische Sprache in den Mittelschulen ständig betreiben«,schreibt die

,,Polska Zbrojna« weiter, ,,haben sich zahlreiche Erwachsene für einen

Anfangskursus der politischen Sprache eingetragen. Die polnische Sprache
erklingt immer häufiger in den Straßen von Bukarest und anderen

Städten Rumäniens.«

Die Verfassungsfrage.
Am 26. Zanuar d.Z. war es der Regierungspartei gelungen, durch

ein geschicktes überruinpelungsmanöver dsie Verfassungsthesen ·ini
Sejm zur Annahme zu bringen. Wenn die Thesen bisher noch nicht
dem Senat zur Beschlußfassung vorgelegt wurden, so lag dser Grund

darin, baß Marschall Pilsudski einmal mit dem Manöver im Sejm nicht
einverstanden gewesen sein und gegen die Art der künftigen «Zu-
sammensetziing des Senates Einwendungen erhoben haben soll.»Zetzt
Heißt es in unterrsichteten Kreisen, daß die Thesen zur endgültigen
Beschlußfassungnoch vor dem 26. Zanusar 1935, also des Zsahrestags
ihrer Annahme im Sejm, dem Senat vorgelegt werden sollen; und

zwar soll das in der Weise geschehen, daß die Bestimmungen uber die

Zusammensetzung des Senates, der nach dem Entwurf wichtigsten gesetz-
gebenden Körperschiaft, nicht ein Teil der Verfassung, sondern ein be-

sonderes Gesetz bilden. ön diesem Gesetz soll der Grundsatz festgelegt
werden, daß der Senat zu zwei Dritteln aus gewählten und zu eineni

Drittel aus Mitgliedern bestehen soll, die vom Staatspräsidenten zu
ernennen sind. Gerade der wesentlichste Teil der Verfassungsrefvrm,
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die ödee der Elite würde auf diese Weise nicht Bestandteil des

Staatsgrundgesetzes sein, ein Beweis dafür, daß die ödee immer noch
nicht volliggereift ist, daß die endgültige sorm der polnischen Verfassung
auch setzt noch nicht gefunden ist.

JüdischeWohltäter.
Der Klein und der Zungfermilch, zwei wohltätige Juden,

veranstalteten in Warschau für den Verein zur Fürsorge für arme

Judenkinder eine öffentlicheSpendensainmlung. Nachdem sie gesammelt
hatten, reichten sie dein ,,Monitor Polski« die vorgeschriebene Ab-
rechnuiig ein. Die hat so ausgesehen:

Einnahmen ....2794,—Zl. Ausgaben:
A u s·g a b e n :

·

übertrag: 2319,95 Zl.
Gehalt.d.Büroperson. 813,— Zl· Plakate . . . . . . . 101,40 Zl.
Drucksachen. . . . . 1080,——» Porto . . . . . . . . . 5,90 »

Wappenf. d. Samml. 226,— » sahtgelder usw. der
Schreibmaterial . 55,45 » Sammler . . . . . . 180,60 »

Versendiingv. 18000 Zahrgelder . . . . . . 43,85 »

Streubriefen . . . . . l45,50 » Kleine Ausgaben . . . 14,75 »

» »

2319,95 Zi. Zasgesamt: 2666,45 ZIT
Zur die armen öudenkinder haben der Klein und der öungfermilch

also noch 127,55 Zlvty übrigbehalten.

Bestandaufnahme der Hauswebstiihle.
»

Das Staatsamt des Reichsbauernführers hat vor einigen Monaten
eine Bestandaufnahme der Hauswebstühle in bäuer-

ti ch e n«B e t r i e b e n veranlaßt, deren Ergebnis jetzt vorliegt. Danach
stehen in deutschen Bauernhäusern m e h r a l s 10 0 0 00 H a n d -

we·bstuhle, von denen über 40 000 dauernd in Be-
trieb sind, wahrend die übrigen als gebrauchsfähig angesehen Wut-

den. also ohne weiteres in Betrieb genommen werden können. Die
meisten Webstuhle,«etwa 27 000, stehen in P v m ni e r n. Dann folgen
0 stpreußen mit rund 24000, Kurmark und Hannover mit se
rund 14 000. Die wenigsten Webstühle verzeichnet Baden mit 170,
dann«folgen der Zreistaat Sachsen mit 220, Thüringen und Oldenburg
mit se«rund240 und»Braunschweig mit rund 250·. I ed er Ab bau
iind sede Zerstorung von Hauswebstühlen ist ver-

b o te n.( Um der Hausweberei wieder stärkeren Antrieb zu geben, lind
uberall Webelehrgange für Bäuerinnen eröffnet worden.

Bahnbau Heiligenbeil— Zinten — Dr.-Entqu.
Rachdem die beteiligten Kreise sich bereiterklärt haben, den Grund

und Boden fur den Bahnbau Heiligenbeil—Zinten—Pr.-Eglau un-

entgeltlirh bereitzustellen, hat der Reichsverkehrsminister die Deutsche
Reichsbahn gebeten, umgehend mit den Bauarbeiten zu

beginne n. »Die»Vorbereitungen sind so weit fortgeschritten, daß
die Arbeiten in kurzester Zeit aufgenommen werden können.

,,Kde domov müj P«

«

Die tschechische Rationalhgmne ,,Kde domov müj?« hat nach
einer Bekanntmachung des Prager Ministers für Schulwesen und Volks-
kultur folgenden deutschen Wortlaut:

»Wo ist mein Heim, mein Vaterland?
Wo durch Wiesen Bäche brausen,
Wo auf Felsen Wälder sausen,
Wo ein Eden uns entzückt,
Wenn der Lenz die slüren (l Der übers) schmückt:

DieäesLand, so schön vor allen,
Bö men ist mein Heimatlandl« —

Die Liven in Eetttanlu
Auf einer Versammlung des Akademischen völkerkund-

lichen Klubs, die am 21. Oktober in Reval stattfand und an der

Völkerkunvlek aus Zinnland, Estland und Ungarn, also aus den
Ländern der finiiisch-ugrischen Sprachgemeinschaft, teilnahmen, hat den
»«POltimees«zufolge ein Dr. O. Loorits einen Vortrag über das
Leben und Sterben des Livenvolkes gehalten. Dem est-
lliskbell Blatt tllfdlge hat der Redner etwa folgendes ausgeführt: ön
den Vorkriegsthten zeigte das Livenoolk einen gewissen Geburten-

überschuß. Die Zahl der Liven stieg vor dem Weltkriege auf
3000 Seelen an. Einen schweren Schlag versetzte dem Liven-
volke der Krieg. Der K r i e g vernichtete nicht nur seine wirtschaftliche
Grundlage, sondern zerstreute es unter die Letten. Es be-

gann, die lettischeSprache»anzunehmen. Erst im öahre 1924 be-

gann sich ein l·lvlskl)es Rationalbewußtsein zu

regen. Die den Liven stammverwandten Volker, die Esten.
sinnen und Ungarn, ließen diesen Hilfe zukommen. Man be-

gann eine livische Literatur zu schaffen, man war bestrebt»die

livische Jugend völkisch zu erziehen, man widmete sich der Er-

forschung der livischen Geschichte und Volksepen.
Die livische Zeitschrift »Liiwlit« wurde gegründet. öm öahre 1923

verlangten die Liven mit großer Stimmenmehrheit eine eigene Ge-

meindeverfassung. Es traten unter ihnen Schriftsteller hervor:
K. Stalte übersetzte das Reue Testament in das Livische; Fräulein
M. Stalte schuf livische Kompositionen; A. Skadin verfaßte livische
Rovellen, und P. D a in b e r g stellte ein livisches Lesebuch für die Schule
zusammen,

·

»

»Wenn wir jedoch«,fährt das erwahnte estnische Blatt fort, »heute
die-Frage aufwerfen, was das lettische Staatsvolk zugunsten der Liven

getan hat, so müssenwir antworten: Die Letten haben nichts
fur die Liven getan. Sie haben den Liven jedoch die ver-

schiedenartigsten Hindernisse bereitet: 1. Die livische Gemeinde-
verfassung ist nicht verwirklicht worden, die lettischen Beamten
arbeiten dem sogar strikte entgegen. 2. Die lettische Agra r-

reform hat die Einheit der livischen Dörfer zerrissen. Lettische An-
siedler hat man zwischen die Siedlungeii der Liven gesteckt. J. Bisher
ist sogar das Gehalt für den livischen Lehrer von den

Esten und Zinnen bezahlt worden. 4. sür denBau des livischen G e -

sellschaftshauses hat die .lettische Regierung keinen einzigen
Eentime gegeben. öii diesem Frühjahr beendeten drei Liven in Mitau
das Lehrerinstitut, doch erhielt keiner von ihnen eine Lehrerstelle bei
den Liven, obwohl dort freie Stellen waren. Man hat lettische L e h r e r

dorthin versetzt. serner werden der livischen Zeitschrift »L i i w l i t« die

größten Schwierigkeiten bereitet. ön der letzten Zeit ivird sogar ver-

langt, daß alle in der Zeitschrift erscheinenden Artikel erst in das

Lettische übersetzt werden müssen, um sie der Zensur vorzulegeii."
Es gibt in Riga, berichtet das estnische Blatt weiter, einen ,,V e r -

ein der sreunde des Livenvolkes«, dessenMitgliederLetteii
sind. Die Einstellung dieses Vereinskam jedoch bei dem letzten Sänger- .

fest zutage, als ein gewisser L. Rudzitis den Liven eine Begrüßungsrede
hielt, in der er sagte, daß jetzt nach der Machtergreifung
durch Ulmanis die Liven nicht mehr über die Grenze
schielen dürften, sondern loyale lettische Staats-

bürger sein müßten. Diese Rede hat sehr viel böses Blut
unter den Liven verursacht. Dr. Loorits, der sich der Sache der Liven
in Riga angenommen hat ist von einer Behörde zur andern geschickt
worden, doch ist bis zum heutigenTage nichts geschehen.
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Bürokratische Volkstumsbeitimmungtn Eitland.
» ·

Die estländischeRegierung hat« ein G e s e tz ü b e r d i e B e -

stiinmung de·r Volkszugehörigkeit fertiggestellt, das in
der folgerichtigen Vergewaltigung der freien
Volkstumswahl bisher wohl kaum seinesgleichen
h a t. Mit dem Grundsatz, dasz jeder selbst darüber zu entscheiden hat,
welchemBolkstum er sich zuzahlen, in welche dchulen er seine Kinder

schickenwill usf., wird in diesem Gesetz grundsätzlich gebrochen. D e r

Vurlokratie wird das Recht gegeben, die Volkszu-
gehorigkeit der estländischen dtaatsbürger auch
gegen den Willen der Betreffenden zu bestimmen.
Der Inhalt des Gesetzes ist folgender:
dtaats«brirger, die selbst oder deren Vater oder Grob-

v a t e r im deelenoerzeichnis einer L a n d g e m e i n d e geführt cour-

den, werden als dem estnischen Volkstum zugehörig betrachtet, wenn nicht
gegenteilige Beweise vorgebracht werden oder wenn es sich nicht etwa

um solche Landgemeinden handelt, in denen eine nationale Minderheit
die Vevolkerungsmehrheit bildet. Diese Gemeinden werden durch eine
besondere Verfugung des önnenministers bestimmt. (Das bedeutet z. B.,
dasz einige Eausend Menschen deutscher Volkszuge-—
h o r i g k e i t

, die als Gutsbeamte oder sorstangestellte, als Diener,
Kutscher,Geistliche, Rechtsanwälte oder sonstwie Verufstatige in einer
uberwiegend estnischen Landgemeinde wohnen oder einmal gewohnt haben,
kurzerhand zu Esten deklariert werden.) dtaatsbürger, die
auf oereinfachtem Wege die estländische Staatsbürgerschaft erhalten
haben, weit sie geltend machten, sie seien estnischer Abstammung, werden
als zum estnischen Volkstum zugehörig betrachtet, auch wenn sie später
das Volkstuin einer Minderheit als ihr Volkstum angegeben haben.

Falls die Eltern eines estländischen dtaats-

bürgers verschiedener Nationalität sind, werden die
Kinder zum estnischen Volkstum gezählt, wenn der V a te r zum estnischen
Volkstum gehört. (Auch«diese Bestimmung bedeutet für die deutsche
Volksgruppe in Estland einen erheblichen Verlust an Menschen.) Voenn
die M u t t e r zur estnischen Nationalität gehört, so gilt als Volkstum

der Kinder auf Grund einer tibereinkunft zwischen den
E l t e r n entweder das Volkstum des Vaters oder der Mutter. Wenn
eine libereinkunft nicht zustande kommt, so gelten die Kinder als zum
Volkstum des Vaters gehörig. sehlt aber der Vater, so gelten die
Kinder als zum estnischen Volkstum gehörig. (6n zahlreichen Fällen,
in denen der Vater ein Deutscher und die Mutter eine Estin ist, wurden

schon bisher die Kinder estnisch erzogen; diese Tendenz wird sich unter
dem Druck des Gesetzes zweifellos noch oerstarken. Eine srau estnischer
Abstammung, die mit einem Deutschen verheiratet war, Verliert mit dem
Eode ihres Mannes oder mit der dcheidung nach dem Gesetz offenbar
das Recht, ihre Kinder im Volkstum ihres Mannes zu erziei)en.)

U n eh e l ich e K i n d e r gelten als dem Volkstum der Mutter zu-
gehörig. sindelk i nder gelten ohne weiteres als estnisch. (Deutsche
wflegeeltern sind also ausgeschlossen-) über 18 Jahre alte dtaatsburger,
die einer nationalen Minderheit angehören, können als ihr Volks-
tum das estnische oder das Volkstum ihrer Eltern bestimmen. Ein

Staatsbiirger, der einmal als sein Volkstum das

estnische festgesetzt hat, kann sein Volkstum nicht
ä n d e r n. (Das bedeutet, dafz wohl ein Deutscher zum estnischen Volks-
tum übertreten kann, aber kein Este mehr seine Volkszugehorigkeit zu-
gunsten des Volkstums einer nationalen Minderheit aufgeben darf —

wenigstens solange er· estländischerStaatsbürger ist.)
dtaatsbürger, die beim önkrafttreten des Gesetzes im R a t i o n a l -

kataster einer Minderheit verzeichnet sind, werden bis zur
Änderung ihres Volkstums auf dem in diesem Gesetz vorgesehenen Wege
oder bis zum Austritt aus der Kulturselbstverwaltung als zugehörig zu
dieser Minderheit betrachtet. Vei Austritt aus der Kulturselbstoer-
ivaltung wird bei Bestimmung der Aationalität nach Grundlage des vor-

liegenden Gesetzes vorgegangen. Als M in d e r h e it im d i n n e

des Gesetzes gelten die deutsche, russische und

sch w e d i s cl) e V o l k s g r u p p e
, ferner diejenigen Volksgruppen

innerhalb der Grenzen des estnischen Staates, deren Gesamtzahl iiii

Htaatsgebiet 3000 übersteigt.

Litauische
Schweine, die sich im Besitz von Litauern befinden, werden

jenseits der Memel bevorzugt behandelt. Das heifzt, ihre Besitzer
ourer sie an die staatlich unterstützte Gesellschaft »Maistas« ver-

kaufen. ·6taatsfeindliche dchweine dagegen, die das Pech
haben, einen Deutschen zum Eigentümer zu haben, müssen sich mit der

Gesellschaft »Exportas«· begnügen, wenn sie ihre dpeckseiten an den
Mann bringen wollen. Auszerdem müssen diese politisch vorbelasteten
Eiere erst eine Art Ochönheitskonkurrenz überstehen,
ivobei sie eine gepflegte Haut und völlige sreiheit von Läusen vor-

weisen müssen. Also: deutsch gesinnte Aiemellander können ihre Ochweine
nur schwer und nur zu schlechten Preisen absetzen. Groszlitauisch ge-
sinnte Elemente werden beim Verkauf ihrer Borstentiece bevorzugt.
Die erhalten bei der Gesellschaft »Mais"tas« bessere Preise, während sich
die deutschen Memelländer bei der schlechter zahlenden ,,Exportas"
um den Absatz ihrer dchweine bemühen müssen. Da· auch diese Ge-

sellschaft ihnen in der Aegel die Ware nicht direkt abnimmt, müssen
sich die Deutschen meist jiidischer Vermittler bedienen, bei denen dann

natürlich ein nicht unerheblicher Teil des von der Gesellschaft gezahlten
Kaufpreises hangen bleibt. tiberdies werden die von den deutschen
Vauern angeboteiien Eiere einer schikanösen Kontrolle unterzogen. do

kommt es vor, dasz Eiere, die völlig belanglose Schönheitsfehler, z. V.

beim Eransport abgescheuerte Hautstellem aufweisen, zurückgewiesen
werden. Einem Bauern wurden zwei Mastschweine nicht abgenommen,
weil man bei einem drei Läuse hinter einem Ohr entdeckte. Die

memeliandischen Bauern, die durch diese Praxis schwer geschadigt werden,
haben sich daran gewohnt, von »staatsfeindlichen«und ,,staatsfreund-
iichen« dchweinen und von ,,dch·onheitskonkurrenzen«zu sprechen und

siiid im übrigen zu der liberzeugung gekommen, dasz die litauischen Ve-

hörden mit oer — freilich notwenoigen — groszlitauischen Enilausungs-
aktion bei den Schweinen anfangen wollen.

F

Das Bestreben des illegaslen DIirektoriiums Reisggs, unter allen

Umständen Groszlitauer in einfluszreiche Amtsstellen
im M e m e l g e biet zu s ch i e b e n , um ,,regieren" zu können,
wiird weiter fortgesetzt. Aiit der E r n e n n u n g d e s l i t a u i s ch en

iPostoorstehers von dchwarzort zum Amtsvorsteher
ist ein neuer Ball geschaffen worden, nach welchem e i n lii t a uisch e r

dtaatsbeamter zugleich Beamter des Memel-

ge biets geworden ist. Auszerdem stellt die Entlassung des deutschen
Vorstehers eine grobe Vierletzung der Gesetze dar, wonach die Amts-

vorsteher nur auf dem Wege eines Disziplsinarverfahrens und nicht
durch eiinen VZillkiirakt ihres Amtes enthoben werden dürfen.’

Ein weitere ,,Groszt—at’·Reisggs’ ist die V e r u r t e il u n g vie r

junger Meniellander zu vier Jahren Zuchthaus.
Sie sollen den Versuch gemacht haben, dsas litauische ,,8reiheitsd·enkmal«
in «Memel zu beseitigen. Die Empörung im Volk ist um so gröszer,
als der Dummenjungenstreich, bei dem nur einige Blumen zertreten
wurden, in keinem Vergleich steht zu den Taten der groszlitasuiischen
Denkmalsschänder, die seinerzeit die beiden deutschen Denkmäler be-

Ieitigten.

Zustände.
Die Litauer wollen im Meinelgebiet einen R un dfu n kse n d e r

errichten. Das Kauener Verkehrsministerium soll, dem »Lietuoos Aidas"

zufolge, »die Genehmigung hierzu bereits erteilt haben. Zur Zeit
werden die von ausländischen Baufirmen gemachten
A n g e- b o t e g e p r ü f t. Deutsche Angebote, die wohl auch nicht vor-

liegen, werden nicht berücksichtigt. Vermutlich wird der Seitder in der

Aahe von Mesmelsötadt erbaut werden. on Aiemel und Vororten

gibt es 2400 Rundfunkabonnenten, im übrigen Meinelgebiet 600.
sc

Die deutsche Schule in Pilwilschken, die staatliche Rechte
genosz, ist jetzt in eine litauische Schule umgewandelt worden. Das

litauische Unterrichtsministerium hat dem Elternrat durch den Schul-
inspektor mitteilen lassen, dass die deutsche dprache als

tsehrsprache künftig nicht mehr gestattet ist. Diese
Schule besteht seit 1840. Die Versuche, sie zu litauisieren,
haben bereits vor sechs Jahren eingesetzt. Visher hat der einmütige
Vsiderstand der Elternschaft diese Versuche immer wieder verhindern
können, bis nunmehr der Befehl des Ministeriums der deutschen dchule
das Weiterbestehen Unmöglich gemacht hat.

F

Ein deutschstämmiger Abiturient eines litauischen
staatlichen Ggmnasiusms beantragte beim litauischen Auszenmisnisterium
ein Ausreisevisum nach Deutschland, wo er «an einer

tierärztlirhen Hochschule studieren will. Obgleich in Litauen eine solche
Hochschule nicht besteht, wurde ihm das Ausreisevisum oh n e A n -

gabe von Gründen verweigert.
se

Das litauische Kriegsgericht verurteilte unter

Ausschlusz der Offentlichkeit z w e i «s.)l e t s ch k a it is - A n h ä n g e r

wegen Ermordung eines politischen Gegners zum Tode. Es handelt
sich um ein Verbrechen aus dem Jahre 1929. Die beiden Verurieilten
waren seinerzeit vom onsterburger Gericht zusammen mit dem litauischen
Ilüchtlingsführer Pletscl)kaitis, der seinerzeit mit Hilfe der polnischen
Regierung im VI i l n a g e biet gegen den litauischen dtaat intrigierte.
wegen Verbrechens gegen das deutsche Sprengstoffgesetz zu längeren
Gefängnisstrafen verurteilt worden. Pletschaitis plante mit seinen An-

hängern einen Anschlag auf den damaligen Ministerpräsidenten W ol-
d e m a r a s. Er wurde aber in Deutschland zusammen mit fünf
Helfershelferm die alle schwer bewaffnet und mit Sprengstoff ausgerüstet
waren, auf dem Wege nach Litauen verhaftet. Die beiden

jetzt zum Code Verurteilten waren nach Verbüsziing ihrer dtrafe in

Deutschland wieder nach Litauen gekommen, um neue Eerrorakte aus-

zuführen.

IM, den Is- Aal-W-

Ente-ME-
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Die EstländilchsDeutscheFolksnationale Vereinigung
Unter der volltönenden Bezeichnung ,,E st l ä n d i s ch - D e u t s che

«Volksnationale Vereinigung« wurde im Oktober d. ö. in

«Reoal eine neue deutsche Organisation aus der Caufe gehoben. Obwohl
das neue Regime in Eftlsand politischen Reugründungen

—

um eine solche handelt es sich offenbar — an sich abhold ist und«ins-
besondere der deutschen Volksgruppe des Landes ein nur gemafzigtes
"thlwollen entgegenbringt, erfolgte die vereinsrechtliche Eintragung
;sglatt und reibungslos auf Verfügung des Znnenministers. Der deutsche
Charakter des neuen Vereins sollte keinen Zweifeln begegnen, zumal

die Gründungsversammlungiin den Räsumen des Sschwarzhäupterhauses
stattgefunden hat. das als das Deutsche Haus Revals bekannt

ist, und weil der Begründer und nunmehrige Vorsitzende der lang-
jährige innenpolitische Schriftleiter der Revaler deutschen ,,Estländischen
Zeitung« Siegmund Klau ist. Ein wenig befremdend wirkt zunachst
Juns das Fehlen des Wortes baltisch in der Vereinsbezeichnung, da

ja die deutschen Volksgruppen der baltischen Staaten sich stets als

Balten oder auch Deutscl)-Balten zu bezeichnen pflegen und auch
ihren Volksgenossen in der ganzen Welt unter diesen Stammesnamen

bekannt sind. Die ,,Estländische Zeitung« hat von der neuen

Vereinigung in einer kurzen redaktionellen Rotiz Kenntnis genommen
:und über Zweck und Ziele sowie Gründungsversammlungin summarischer
Form berichtet. Aus den Satzungen gehe hervor, so schreibt die Zeitung,
dafz der Verein die geistige und wirtschaftliche Förderung

Js e i n e r VI i t g l i e d e r als seine Aufgabe «betracl)te,insbesondere
aber die Pflege einer nationalen und volkstümlichen deutschen Ge-

sinnung, die Bekämpfung stäsndischerund berufsständischer Vorurteile,
die Aufrechterhaltung einer staats- und heimat-

.-treuen Einstellung und dsie Förderung der Kenntnis
des estnischen Volkes und seiner Eigenkultur

innerhalb des estländischen Deutschtums. Wir lesen
weiter, Herr Klau habe auf der Gründungsversammlung erklärt,.er

und seine Freunde wären zum Entschlufz gelangt, den neuen Verein ins

Leben zu« rufen, da das D e utsch t u m Est l a n d s sich in einer Lage
’befände, die nicht nur einzelne Stellungen oder Rechte, sondern das
·völkische Dasein des Ganzen als gefährdet erscheinen
.la e.

nZUkUbekwindullg dieser Gefahr wolle der Verein oiererlei
.-erreirhen: erstens die soziale Umschichtung des estlans
sdischen Deutschtums, zweitens die Schaffung einer

.,,wirklich lebendigen und handlungsfähigen Volks-

-gemeinschaft«, drittens die Vereinigung des Verhält-
nisses zwischen Deutschtum und Staat, sowie zwischen

Deutschtum und Estentum und viertens die zur Lösung der drei

kersten Aufgaben die Vorbedingung bildende innere Umstellung
rund Erneuerung des Deutschtums. Den Weg dazu er-

blickt der Redner nicht etwa in einer verneinenden Kritik des Be-

stehenden, sondern ini Einsatz aller Kräfte zu nutzbringender Aufbau-
-arbe-it.- Die Vereinsarbeit, von der sich der Gründer die Lösung so
vieler und so hoher Aufgaben verspricht, soll einem weiteren Referat

zufolge in folgende drei Sparten aufgeteilt sein: weltanschauliche
Schulung, Zusammenfassung und gemeinschaftsgebundene Erziehung der

Edeutschen Jugend und soziale Arbeit, so insbesondere ein

ständiger Arbeitsdienst. ön Parenthese sei bemerkt,
«.dafzein deutscher Arbeitsdienst in Estland nur deshalb noch nicht
besteht, weil die baltische Erneuerungsbewegung hierzu nie dies staatliche
Genehmigung erhalten konnte. Eine Stellungnahme der ,,Estländischen
..Zeitung« zu den dseklarierten Zielen und Zwecken der neuen Ver-

einigung ist bisher nicht erfolgt, obgleich seit der Gründung mehrere
"chhen verflossen sind. Ebenso wird man in den Spalten des Revaler

deutschen Vlattes vergebens nach Berichten über die weitere Cätigung
der ,,V’olksnationalenVereinigung« forschen. Sollte man diese auf
den ersten Blick etwas befremdendeZurückhaltungdes einzigen Revaler
Deutschen PkgHeorgans zu einer anscheinend bedeutsamen deutschen
«·Reugründu.ngauf Schwierigkeiten miit der estnischenZensurbehörde
zurückführen, so wird man durch das fast gänzliche Schweigen der

,,Rigaschen Rundschau« eines anderen belehrt, da in Riga derartige
"«Rütck’sichtennicht bestehen. Die von jeher nur in einem sehr lockeren

Zusammenhang mit dsem Baltentum ihres Landes stehende ,,R i g asch e

"Post« dagegen, die oftmals mehr den Eindruck eines Regierungs-
Tblattes macht. Ols«deneines Presseorgans der baltischen Volksgruppe.
bringt die Nachricht von der neuen Gründung in Reval in groszer
Aufmachung.

«

Der Schleier um die »Volksnationale Vereinigung« wird
vollends gelüftet, wenn man sich in der estnischen Presse
·.umsieht. Die Zeitung der sich nationale Mittelpartei betitelnden libe-

ralistisch eingestellten und extrem chauvinistischenestnischen Zntellektuellen-

rlique, »Postimees«, in deren Spalten man auf eine auch nur

JEhalbwegs objektive Berichterstattung über deutsche Dinge bisher nie

stofzen konnte, läszt sich über die »Volksnotivnale Vereinigung« in

einer Weise aus. die völlig ungewohnte Motive des Wohlwollens in
die Deutschenhafz-Partitur des Vlattes hineinbringt. Schon die

Artikelüberschrift »Ein Umbruch in den Bestrebungen der

Deutschen? Es wurde ein Verein der dem estländischen Staat

gegenüber loyal eingestellten Deutschen gegründet« läfzt trotz des Frage-
zeichens hinter dem ersten Satz erkennen, woher sder Wind weht. Die
dem neuen Vlerein erteilte gute Zensur wird durch die perfide Gn-

,;sinuation der öllogalität aller nicht dein ,,Volksnatiionalen Verein«

beigetretenen Deutschen dem eigenen Leserpublikum schmackhaft gemach-t.
ön seinem Artikel macht der ,,Postiniees« u. a. die einigermaßen
überraschende Feststellung, das Deutschtum Estlands sei bisher von

dem Geiste des Adels und der Grobkapitalisten geleitet worden, wo-

durch die starke Hinueigung zum Rationalsozialismus sich erklären lasse.
Soweit müfzte doch wohl der ,,Postimees« über den Rationalsvzia-
lismus unterrichtet sein, dafz Adel und Groszkapitalismus nicht gerade
zu den eigentlichen Förderern und Stützen dieser neuen Weltanschauung
zu rechnen sind. Das estnische Blatt tröstet sich indessen über den

,.bösenGeist«, der im Deutschtum Estlands stark ist, sehr bald durch den

Hinweis, dafz es in dieser Volksgruppe stets sehr verschiedene Strö-
mungen gegeben hätte und auch eben noch gäbe. So auch eine d e mo-

kratische Bewegung, die von jeher eine »logalere« Zu-
sammenarbeit msit dem estnischen Staat angestrebt hätte. Diese
Bewegung würde vons jetzt an, so meint das Blatt, in
Gestalt der neu-en Vereinigung selbständig in Erscheinung treten.

Danach würde die bisher im Deutschtum herrschende Richtung,
deren Verhältnis zum Staat nach Ansicht des ,,Postimees« vieles
zu wünschen übrig liefz, an Bedeutung verlieren. Der »Postimees«
meint. nur eine völlige geistige Umstellung, wie sie die Gründer der »Ver-
einigung« wünschen. könne das baltische Deutschtum retten.

Es ist ein erstaunliches Mafz an menschlicher Kurzsichtigkeit und un-

belehrbarem liberalistischem Dünkel dazu nötig, um heute noch mit solchen
Auffassungen hervorzutreten, wie wir sie beim ,,Postimees« antreffen.
Wenn auch die Freude des estnischen Vlattes über eine Spaltung des

Deutschtums angesichts der zahlenmäszigen und weltanschaulichen Be-

deutungslvsigkeit der neuen Vereinigung völlig harmlos ist, so ist die

These um so gefährlicher, man könne erstiiischerseits nur über ein Ge-
bilde von der Art der ,,Volksnationalen Vereinigung« zu einem Aus-
gleich mit dem baltischen Deutschtum gelangen. Denn der »Postimees«
zeigt sich wohlunterrichtet, wenn er die Vereinigung als Fortsetzung
einer ehemaligen demokratischen Gruppe unter den estländischen
Deutschen anspricht. Gemeint ist damit offensichtlich die ,,öungdeutsche
-Brüderschaft« die in den öahren um 1928 herum in Reval eine grofze

Betrieblamkeit entfaltet hat. Die Brüderschaft hat sich indessen stets
an der Peripherie der Volksgruppe bewegt, ohne je für das Ganze
von Belang gewesen sein. Die Brüderschaft war, ähnlich dem Jung-
deutschen Orden« im Reich, eine liberalistisch-demokratische Angele-
genheit mit einem nationalen Aushängeschild. Etwas anderes ist auch
die neue Vereinigung nicht, die jetzt an dsie Stelle der nicht zuletzt dank
dem wachsenden Einflufz des baltischen Rationalsozialismus selig ent-

schlafenen Zungdeutschen Brüderschaft getreten ist. Auch diie eingangs
mitgeteilten Ziele der ,,Volksnationalen Vereinigung«, die sich im

Programm einer jeden wahrhaften Erneuerungsbewegung gut ausnehmen
würd-en,sind kein Anlasz zur liberprüfung dieses Urteils. Ist es doch
heute überall der Brauch geworden, demokratische Blöfzen nicht nur

mit einzelnen Blättern, sondern mit ganzen Laubgewinden aus dem

Eichenwald der neuen Weltanschauung zu bedecken. Rimmermehr aber
wird das Zwittergebilde der Estländisch-Deutschen Volksnationalen
Vereinigung einen Sieg erkämpfen, der nur den Fahnen der auf Adolf
Hitlers Weltanschauung ausgerichteten baltischen Erneuerungsbewegung
winken kann. Rbs.

Wir laden ein zu einer

Gedächtnisfeier
am Evtensonntag,

25. November, abends 6 Uhr-
in der cLceueii Kirche

am Gendarmenmarkt, U-Vhf. Friedrich-
stadt. Ausgang Eharlottenstrafze.

Die Feier gilt dem Gedächtnis der ge-
fallenen Kameraden des Weltkrieges und
des ostdeutschen Grenzkampfes sowie all
der Lieben, die in der uns entrissenen
Heimaterde ruhen.

Die Gedächtnispredigthat in dankens-

werter»WeisePfarrer E. Gürtler, früher
Matthaigemeinde Posen, übernommen. Es
wirken mit: der Männerchor ,,Mvzart«·,
Charlottenburg, unter Leitung seines Chor-
meisters Adolf Gehmert. D e r E i n-

tritt ist frei.
Kostenlose Folgen der Feier werden

am E i n g a n g der Kirche abgegeben.

Bund heimattreuer Pofener.
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Die oberfchlesischen Grenzbüchereien
Zriiher als in anderen Grenzgebieten wurde in Oberschlesien mit

dem Aufbau eines Grenzbüchereiwesens begonnen. Die

systematische»Bolksbüchereiarbeitnahm dort im Jahre 1903 ihren
Anfang. Die»ortlichenBüchereien wurden damals im Bierbasnde

oberschlesischer Bolksbüchereien unter der Leitung des

Berbandsdirektors Ksaisig zusammengefafzt Dsurch die in sach-
kreisen als vorbildlich anerkannte Arbeit dieses Berbandes waren

bis zum Kriege nahezu alle Ortschaften des damali-
gen Regierungsbezirks Oppeln erfafzt worden. Das

folgende Jahrzehnt konnte eine Weiterentwicklung snicht bringen, viel-
mehr gaben die Blolksbüchereien einen Teil ihrer Bestände an sront,
Etappe und Lazarette ab, dann kamen die Jahre der Unsicherheit und
der Kämpfe um Oberschlesien, in denen vieles san wertvollem Material
vernichtet wurde. Unter der Herrschaft des R o o e m b e r s g st e m s

aber galt die öffentliche Fürsorge nicht dem auf der Grundlage des
Bsolkstumsgedankens aufgebauten Büchereiwesen, sondern sie förderte
ein Büchereiwesen, in welchem der katholisch-konfessio-
nelle Gedanke im Bordergrunde stand. Trotzdem ist es

gelungen,den Verband oberschlesisrher Bolksbüchereien auch über diese,
ihm nicht günstigen Zeiten hinweg zu erhalten. Seit der Machtüber-
nahme durch den Rationalsozialismus wird nun das Büchereiwesen in

Osberschlesiem fuszend auf dem Grundgedanken der Einheit des deutschen
cVolkstums, noch zielbewufzter als jemals zuvor nach einheitlirhen
grofzen Richtlinien ausgebaut. Die ,,Schlesische Zeitung« (Breslau)
berichtet hierüber folgendes: Die zusammenfassende Stelle hierfür ist
die staatliche Büchereiberatiingsstelle in Gleiwitz,
deren Leiter, Stadtbüchereidirektor Dr. Horstmann, seit einer Reihe
von Jahren auch der Leiter des Berbandes Oberschlesischer Volks-
büchekreienist. Der neue Geist verbindet sich mit alter Erfahrung. Das

Ziel geht dahin, jedem der über 900 Schulorte Ober-

schlesiens eine Büche-rei zu geben. Und zwar ist man dazu
übergegangen, d i e W a n d e r b ü ch e r e i e n , die früher ihre Auf-
gabe zu erfüllen hatten, schrittweise in o r t s f e st e St an d b ü ch e -

reien umzuwandeln. Dadurch
dieBücherbestände in den einzelnen Orten planmäszig und unter Be-

rücksichtigungörtlicher Bedürfnisse auszubauen. Die einheitliche Leitung
des Büchereiwesens bedeutet nicht, dafz nun eine Bücherei genau das-

selbe Gesicht hat wie die andere. Gewis- werden einige Bücher von

grundlegender Bedeutung für das deutsche Biolkstum und das Geistes-
leben unserer Zeit sowie gewisse Meisterwerke deutschen Schrifttums

ist die Möglichkeit gegeben,-

überall zu finden sein. Daneben aber sind genug Möglichkeiten fürs-
einen vielgestaltigen Ausbau gegeben. Die Büchereiberatungsstelle-
arbeitet in dauernder enger sühlung mit den örtlichen Büchereileitern,
gibt ihnen Richtlinien und schult sie für ihre oolkserzieherische Arbeit..

Das oberschlesisrhe Gebiet wird nach einem bestimmten A ufb a u--

plan bearbeitet, der es in vier Zonen gliedert: Zone 1 bilden:
die unmittelbar an der Ostgrenze liegenden Kreise von Rosenberg bis

Riatibor; Zone 2 umfaszt den westlich anschliefzenden Streifen von

Kreuzburg über Oppeln bis nach Eosel, die weiter westlich liegenden
Kreise bilden die Zonen Z und 4. Es wir-d besonders für das Bücherei-
wesen in den Landstrichen gesorgt, wo durch schwierige Verkehrs--
verhältnisse und Armut der Bevölkerung die Möglichkeiten des Ges-

brauchs anderer Bildungseinrichtungen sehr eingeschränkt sind. So ist
es bisher gelungen, in bersschlesien insgesamt
62 5 Bso l k s b ii ch e r e i e n zu schaffen. Davon befinden sich 6 0 4

auf dem Lande, 15 in kleineren Städten, J in Mit-
telstädten (O-ppeln, Ratibor, Reihe) und Z in den Z Grofjss
städten des Industriebezier wobei die Zweigstellen dieser
Groszstadtbüchereiennicht mitgerechnet sind. Wie lebhaft die Aufbau--
arbeit ist, ergibt sich auch daraus, dafz im L a u f e d e s g e g e n s-

wärtigen Rechnungsjahres bereits etwa 30 neue-—

Bü ch e r e i e n ein g e richtet worden sind, und die Gesamtzahl
»der Neueinrichtungen bis zum Ende des Rechnungsjahres auf etwa

100 kommen wird. In den grofzen und mittleren Städten werden die-

Büchereien über-all durch h a u p t a mt l i e Bibliothekare betreut,
während auf dem Lande nach wie vor die Buichereiarbeit nur n e b e n --

a m t l i ch betrieben werden kann.

Bieles bleibt noch für die Zukunft zu tun, aber es ist zu erwarten,
dafz der heutige Staat auch diesem Zweige der Volksbildung tat--

kräftige Fürsorge angedeihen lassen wird. ön anderen Staaten, so in:
der Tschechoslowakei, bestehen bereits B ü ch e r e i g e s e tz e , w e lch es-

die Kommunen zu bestimmten Aufwendungen für
das Büchereiwesen verpflichten. Das Buch. »als Volks--

erziehungsmittel hat vor allen anderen Einrichtungen, wie Theater,
Li·chtbild,Rundfunk, das voraus, was ihm mit der Zeitung gemeinsam
ist: Das gedruckte Wort kann zu jeder Zeit und in jeder Lebenslage
aufgenommen werden, und zwar dann, wenn der Aufnehmende dafür-
bereit ist, so dafz der Wirkung des gedrucktenWortes der weiteste-
denkbare Kreis und die günstigsteErfolgsaussicht gegeben ist.

Buchbelprechungen.
Die deutsche Kaiserpolitik nnd das Ostland. Seit langem gibt es

einen Kampf der Meinungen um den Sinn der mittelalterlirhen deutschen
Geschichte. Die Historiker sind nicht müde geworden, das sür und
Wider einer Universal- und einer Ostpolitik abzuwägen. Während die
einen den weitgespannten ömperialismus, der vor allem von dem

Frankenkaiser Karl ausgeht. verteidigen zu müssen glauben, verurteilen

ihn die anderen, weil durch ihn ein organischer Ausbau des Reiches nach
dem Osten hin unmöglich geworden sei. Trotz aller öronie und Phan-
tastik gewisser Forscher, die die fürchterlichstenGefahren für Deutschland
(nachträglichl) prophezeiten, wenn es ötalien damals seinem Schicksal
überlassen und deutsche Politik getrieben hätte, halten wir aus der
Erkenntnis einer mehr als 1000jährigen Entwicklung heraus für ein
nationales Unglück, dafz die deutschen Könige nicht den von Heinrich I.

gewiesenen Weg folgerichtig zu Ende geschritten sind. Mag heute viel-
leicht all dies »Wenn« uiid »Aber« müfzig erscheinen, so kann die

Betrachtung und Wägung deutscher Vergangenheit vielleicht doch auch
der praktischen Politik Wege weisen. Prof. Friedrich Schneider-
Jena hat sich der Mühe unterzogen, die »Reueren Auf-
fassungen der deutschen Historiker zur» Be-

urteilung der deutschen Kaiserpolitik des Mittel-
alters« zusammenzustellen. Das bei H. Böhlau, Weimar, erschienene
Heft ist wertvoll, auch wenn wir uns mit allein Bewufztsein gegen ihn
als grundsätzlichenBerteidiger der Kaiserpolitik stellen müssen. öm
übrigen: nicht »die deutsche Kaiserzeit in Gröfze und Berfall (ll2«
ist »das gröfzte Ereignis« unserer Geschichte«

— sondern die Koloni-

sierung der deutschen Ostlande, die sich zumeist ohne, oft sogar gegen
die mittelalterlichen Kaiser vollzog. ,

Dr.L.

Des deutschen Dichters Sendung in der Gegenwart. Herausgegeben
von Prof. Dr. Kindermann. Berlag Reklam. Geh. 4,50, geb. 6,50 RM.

Es ist ein Berdienst des Herausgebers, die verschiedenartigen Be-

kenntnisse einer grofzen Reihe deutscher Dichter zur Ration zusammen-
gestellt zu haben. Der Dichter soll sich als ,,Borhut der Ration« be-
währen, als Seher und cPriester, als Herz dieses ganzen Volksorganis-
mus. Uns erfreuen besonders die Ausführungen der Ost-
deutschen: Stehr,Kolbenheyer,Hohlbaum,Meschen-
dörfer,Wiechert. M.H.

Widukind, der Sachsenherzog. Unter diesem Titel bringt Hein-
rich Schultze, Dessau, ein packendes Bild des Lebens, Kämpfens
und Unterliegens jenes niedersächsischensührers, der für Glauben und

Heimat stritt. Ein Kapitel aus der tragischen deutschen Geschichte.

Wie Armin und so viele Germanen, so wurde .Widukind durch Blut-—-
briider geschlagen. Die sächsische Grenzmarkt erlitt damals einen-.
bitteren Berlust auch an Gebiet; das Deutschtum wich zurück, We n -

den wurden im nahen freien Sachsenland angesiedelt. — Die kleine,
beliebte Schrift (Beltz. Langensalza) gehört zu den besten Darstellungen
jenes Zeitalters deutscher Schirlcsalswende Dr.L.

Familiennachrichten.
Verheiratet: Oswald F r it s ch mit Gertraude A n u s ch e k, Tochter des Wein-—

großhändlers R. Anuschek, früher in Graudenz. Am 16. 10

Dankfagungs Seid fröhlich in Hoffnqu
geduldig in Trübsal,
haltet an iin Gebet.

Diesen Konfirmationsspruch aus Römer, Kap. 12, legte Herr Pfakket
G. Gürtler seinen von Herzen kommenden und zu Her en gehenden

Worten bei der Trauerfeier unseres inniggeliebten, he fnungsvollen
Sohnes und Bruders

Walter Gzegowski
zugrunde. Sie waren uns in unserm tiefen Schmerz Trost und richteten
die Herzen auf.

Aufrichtigen Dank sagen wir Herrn Pfarrer Gürtlek insbesondere für
die Wahl dieser Bibelworte und ebenso herzlichen Dank allen, allen, die

unserm so früh Heimgegangenen das letzte Geleit gaben. Dank auch
allen, die durch Kranzspenden Und»Beiletdskundgebunigenin großer Zahl
äußere Zeichen ihres inneren Mitgeftlhls fanden und zum Ausdruck
brachten. Besonderen Dank auch den Führern und Aborditungen der

SA. der NSDAP.· Standarte 7·, Sturmbann Il7·, Sturm 5s7 sowie der

Deutschen Angestelltenschaft,Zweiggruppe Fehrbellin, als auch der Orts-

gruppe Fehrbellin die-: NSDAP, Wilmersdorf.
Alle diese Beweise der Anteilnahme haben unseren wunden Herzen

wohlgetanl

Filr alle trauernden Angehörigen:

Otto Gzegowslii und Frau
Martha geb. B r e ch l i n.

Verlin-Wilmersdorf, im Oktober 1934.
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